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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DESVORSCHLAGS
. Griundeund Ziele des Vorschlags

Am 7.Juni 2016 nahm die Kommission eine Mitteilung Uber einen neuen
Partnerschaftsrahmen fur die Zusammenarbeit mit Drittlandern im Kontext der Europaischen
Migrationsagenda an." Neben ihrem Vorschlag fiir ein Maltnahmenbiindel zur Bewéltigung
der dringendsten BedlUrfnisse der Fluchtlinge und zur Unterstitzung  der
Aufnahmegemeinschaften fordert die Kommission eine langfristige Strategie, mit der die EU
die Ziele der Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung fordern und die Migrationsursachen
weiter bekampfen kann.

Dies steht auch im Einklang mit der Globalen Strategie fir die Auf3en- und Sicherheitspolitik
der EU, mit der Herausforderungen wie Migration in die allgemeine Aul3enpolitik der EU
eingebettet werden, um die Kohdrenz und Synergien mit der Entwicklungs- und der
Nachbarschaftspolitik der EU und mit der europdischen Wirtschaftsdiplomatie zu
gewahrleisten.

Der Européische Rat forderte die Kommission auf seiner Tagung vom 28. Juni 2016 auf, bis
September 2016 einen Vorschlag fur einen ambitionierte Investitionsoffensive fr Drittlander
(EIP) vorzulegen. Die EIP wird sich auf drei eng miteinander verbundene Saulen stitzen:
einen neuen Investitionsfonds (Saule 1), technische Hilfe (Saule 2), um lokale Behérden und
Unternehmen dabei zu unterstiitzen, eine hthere Anzahl an nachhaltigen Projekten zu
entwickeln und Investoren anzuziehen, und schliefdlich eine Reihe spezifischer thematischer,
nationaler und regionaler Programme fir die EU-Entwicklungszusammenarbeit in
Verbindung mit einem strukturierten politischen Dialog mit dem Ziel der Verbesserung des
Investitionsklimas und der allgemeinen politischen Rahmenbedingungen in den betreffenden
Landern (Saule 3). Saule 3 der EIP stellt das Bindeglied zwischen dem Européischen Fonds
far nachhaltige Entwicklung (EFSD) und der breit angelegten Partnerschaft zwischen der EU
und ihren Partnerléndern dar. Diese Partnerschaft konkretisiert sich im politischen Dialog und
Politikdialog, den die Kommission mithilfe der EU-Delegationen und politischer Kontakte
fahrt.

Saule 1 wird durch den EFSD umgesetzt. Das Hauptziel des EFSD besteht darin, ein
integriertes Finanzpaket fur die Finanzierung von Investitionen zu bieten, zunéchst in Afrika
und in der Européischen Nachbarschaftsregion®.

Der EFSD wird aus regionalen Investitionsplattformen zusammengesetzt sein, die
Finanzmittel aus bestehenden Mischfinanzierungsfazilitsten® mit der EFSD-Garantie
kombinieren werden. Er wird als zentrae Anlaufstelle far die Annahme von
Finanzierungsvorschlégen von Finanzinstitutionen und 6ffentlichen oder privaten Investoren
dienen und ein breites Spektrum an finanzieller Unterstiitzung fur forderfahige Investitionen
bieten.

1 COM(2016)385.

2 Wie fir Afrika im Abkommen von Cotonou (ABI. L 287 vom 4.11.2010) und fiir die Européische
Nachbarschaft in der Verordnung (EU) Nr. 232/2014 des Européischen Parlaments und des Rates vom
11. Mérz 2014 zur Schaffung eines Europédischen Nachbarschaftsinstruments (ABI. L 77 vom 15.3.2014,
S. 27) definiert.

® Siehe Beschluss (2015)5210 der Kommission (Afrika) und Durchfilhrungsbeschluss (2016)3436 der
Kommission (Nachbarschaftsregion).
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Das wichtigste Ziel des EFSD ist die Bereitstellung eines integrierten Finanzpakets zur
Finanzierung von Investitionen, zunéchst in afrikanischen Landern, die Unterzeichner des
Partnerschaftsabkommens zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im
karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP) einerseits und der Européischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni
2000 (im Folgenden , Cotonou-Abkommen“)* sind, und in L&ndern in der Européischen
Nachbarschaft, wodurch Wachstum und Arbeitsplétize geschaffen, die Zusétzlichkeit
maximiert, innovative Produkte geliefert und Mittel des Privatsektors angelockt werden. Es
wird erwartet, dass durch den EFSD dank Mitteln von 3350000 000 EUR aus dem
Gesamthaushalt der Union und anderen Quellen bis zum Jahr 2020 Investitionen von bis zu
44 000 000 000 EUR mobilisiert werden.

. K oharenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich

Im Rahmen der Grundsétze und Ziele des auswartigen Handelns der Union, der Uberarbeiteten
Europaischen  Nachbarschaftspolitik®, des  Europdischen  Konsenses Uber  die
Entwicklungspolitik® und der Agenda fir den Wandel’ sowie ihrer anschlieRenden
Anderungen und Erganzungen besteht ein zentrales Ziel der Zusammenarbeit nach dieser
Verordnung in der Verringerung und langfristig in der Beseitigung der Armut im Einklang
mit Artikel 208 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV) und
somit in der Bekdmpfung der Migrationsursachen. Die Zusammenarbeit nach dieser
Verordnung wird auch dazu beitragen, eine nachhaltige und inklusive wirtschaftliche, soziale
und okologische Entwicklung zu férdern und die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit, die
verantwortungsvolle Staatsfihrung, die Menschenrechte, die Gleichstellung der Geschlechter
und die einschladgigen Grundsétze des Volkerrechts zu konsolidieren und zu unterstiitzen,
einen rechtebasierten Ansatz, der alle Menschenrechte umfasst, im Einklang mit den
zugehorigen Leitprinzipien (Transparenz, Partizipation, Nichtdiskriminierung,
Rechenschaftspflicht) umzusetzen und den Aktionsplan fir die Gleichstellung®
durchzufhren.

Der EFSD zielt darauf ab, Investitionen zunéchst in afrikanischen Landern, die Unterzeichner
des Cotonou-Abkommens sind, und in Landern der Europdischen Nachbarschaft als Mittel
zur Erreichung der Ziele fur nachhaltige Entwicklung zu unterstitzen und somit die
Migrationsursachen zu bekdmpfen und eine nachhaltige Wiedereingliederung zuriickgekehrter
Migranten in ihren Herkunftslandern zu ermdglichen. Er steht daher im Einklang mit den
Finanzierungsinstrumenten der Union im Bereich des auswértigen Handelns und mit
bestehenden Investitionsfazilitéten.

Indem der EFSD Nachdruck auf die Beteiligung des Privatsektors legt, wird er zudem die
Ziele fordern, die in der Mitteilung ,, Stérkung der Rolle des Privatsektors im Hinblick auf die
Schaffung von inklusivem und nachhaltigem Wachstum in den Entwicklungslandern*®
dargelegt werden.

. Kohéarenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

Die EIP ist Tel des neuen EU-Partnerschaftsrahnmens fir die Zusammenarbeit mit
Drittlandern im Kontext der Europdi schen Migrationsagenda.

ABI. L 317 vom 15.12.2000, zuletzt gedndert durch ABI. L 287 vom 4.11.2010.
JOIN (2015) 50 final.

ABI. C 46 vom 24.2.2006, S. 1.

KOM(2011) 637 endg.

SWD(2015) 182 final.

KOM(2014) 263 endg.
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Sie ist auf die Uberarbeitete Europaische Nachbarschaftspolitik (ENP)™® abgestimmt, deren
Schwerpunkt auf der Unterstiitzung der wirtschaftlichen Entwicklung in den Partnerlandern
liegt, um schrittweise eine Stabilisierung und einen Ubergang von Soforthilfe zu strukturellen
Manahmen zu erreichen. Die EIP ist ferner auf den Aktionsplan von Addis Abeba Uber
Entwicklungsfinanzierung abgestimmt.

Der EFSD steht im Einklang mit der internen EU-Politik im Bereich des Klimawandels, da er
zur Umsetzung des Pariser Ubereinkommens iiber den Klimawandel (COP 21)™,
einschliefdich der zugehodrigen internationalen Klimafinanzierungsverpflichtungen, beitragen
wird. Wie in der Mitteilung der Kommission ,Nach Paris: Bewertung der Folgen des Pariser
Ubereinkommens**? erlautert, stellt dieses Ubereinkommen eine Chance zur Transformation
der Wirtschaft und fir Arbeitspldtze und Wachstum dar. Es ist ein zentrales Element fur die
Umsetzung umfassenderer Entwicklungsziele und der EU-Prioritéten in den Bereichen
Investitionen, Wettbewerbsfahigkeit, Kreisaufwirtschaft, Forschung, Innovation und
Energiewende.

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND
VERHALTNISMASSIGKEIT
. Rechtsgrundlage

Da der EFSD auf mehr Investitionen sowohl in Entwicklungslandern als auch in anderen
Drittlandern abzielt, wird die Rechtsgrundlage fur die Mal3nahmen der Zusammenarbeit durch
Artikel 209 Absatz 1 (fur Entwicklungslander) und Artikel 212 Absatz 2 (fir sonstige
Drittlénder) des Vertrags tber die Arbeitsweise der Europaischen Union gebildet.

. Subsidiaritéat (bei nicht ausschlieldlicher Zustdndigkeit) und Grundsatz der
Verhaltnismaligkeit

Entsprechend den in Artikel 5 AEUV genannten Grundsdtzen der Subsidiaritét und der
Verhdltnisméaldigkeit konnen die Ziele der vorgeschlagenen Maldnahme auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden, sondern kénnen besser von der Union
erreicht werden. Ein Handeln auf Unionsebene ermoglicht aufgrund seiner Grof3enordnung
und Wirkungskraft eine bessere Verwirklichung der verfolgten Ziele. Insbesondere wird die
Malinahme auf EU-Ebene als Katalysator fir private Investitionen aus der ganzen EU und aus
Drittlandern fungieren, wobel die Mittel der europdischen Institutionen sowie ihre
Sachkenntnis und Erfahrung optimal genutzt werden konnen. Die Einsetzung eines
Strategieausschusses wird fir Konsistenz und Kohdrenz zwischen den viefétigen
Programmen und Initiativen auf européischer Ebene sorgen. Der Multiplikatoreffekt und die
Wirkung vor Ort werden daher sehr viel grofRer sein, als die eines Investitionsprogramms
eines einzelnen Mitgliedstaats oder einer Gruppe von Mitgliedstaaten.

. Wahl des|Instruments

Es wird vorgeschlagen, den EFSD und den EFSD-Garantiefonds durch die Annahme einer
Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates im  ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren  einzurichten. Die Einrichtung ener Garantie, die ene
Eventualverbindlichkeit der Union beinhaltet, muss durch den Gesetzgeber erfolgen. Parallel
dazu schlagt die Kommission eine Uberarbeitung der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 966/2012 des Européi schen Parlaments und des Rates vor.

19 JOIN (2015) 50 final.
1 COM(2015) 81 final/2.
2° coM(2016) 110.
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3. KONSULTATION DER INTERESSENTRAGER UND EINHOLUNG VON
FACHWISSEN

. Konsultation der I nteressentrager

Informelle Sondierungsgesprache wurden mit der Européischen Investitionsbank (EIB), den
Finanzinstitutionen der Mitgliedstaaten, der Europdischen Bank fur Wiederaufbau und
Entwicklung (EBWE) und der Weltbank gefihrt. Die EU-Plattform fur die Mischfinanzierung
in der externen Zusammenarbeit (EUBEC) wurde ebenfalls konsultiert; dasselbe gilt fur den
Privatsektor und Organisationen der Zivilgesell schaft.

. Einholung und Nutzung von Fachwissen

Die Kommission verfugt Uber umfangreiche Erfahrungen mit dhnlichen Instrumenten, wie
dem Europdischen Fonds fiir strategische Investitionen (EFSI)™ fur die internen
Politikbereiche der EU sowie mehreren Finanzinstrumenten und strukturierten Finanzhilfen,
die durch die Mischfinanzierungsfazilitdten der EU fir die externen Politikbereiche
unterstitzt werden. Ziel ist die Mobilisierung zusétzlicher Investitionen, insbesondere seitens
privater Investoren, durch die Bereitstellung von Teilgarantien oder Risikopuffern auf
Erstverlust- oder Pari-passu-Basis fur Finanzingtitute, in der Regel offentliche
Finanzinstitutionen, die derzeit in der EU-Mischfinanzierung im Bereich der
AulRenmal3nahmen tétig sind und selbst Unterstiitzung leisten (durch Darlehen, Garantien,
Eigenkapital oder dhnliche Produkte).

. Grundrechte

Projekte, die durch Garantien des EFSD geftrdert werden, werden auf ihre Auswirkungen auf
die Grundrechte hin geprift. Im Rahmen der Grundsétze und Ziele des auswartigen Handelns
der Union, der (berarbeiteten Europdischen Nachbarschaftspolitik’®, des Européischen
Konsenses iiber die Entwicklungspolitik’® und der Agenda fir den Wandel*” sowie ihrer
anschliefenden Anderungen und Ergéanzungen: &) besteht ein vorrangiges Ziel der
Zusammenarbeit nach dieser Verordnung in der Verringerung und langfristig der Beseitigung
der Armut und somit in der Bek&mpfung der Migrationsursachen, b) wird die
Zusammenarbeit nach dieser Verordnung auch dazu beitragen, i) eine nachhaltige und
inklusive wirtschaftliche, soziale und o6kologische Entwicklung zu fordern, die Demokratie,
die Rechtsstaatlichkeit und die verantwortungsvolle Staatsfiihrung, die Menschenrechte, die
Gleichstellung der Geschlechter und die einschlagigen Grundséize des Volkerrechts zu
konsolidieren und zu unterstiitzen, iii) einen rechtebasierten Ansatz, der alle Menschenrechte
umfasst, im Einklang mit den zugehotrigen Leitprinzipien (Transparenz, Partizipation,
Nichtdiskriminierung, Rechenschaftspflicht) umzusetzen und iv) den Aktionsplan fur die
Gleichstellung™ durchzufithren. Die Erreichung dieser Ziele wird anhand geeigneter
Indikatoren Uberpriift, darunter Indikatoren fur die menschliche Entwicklung, insbesondere
die Ziele fur nachhaltige Entwicklung und andere auf internationaler Ebene von der Union

¥ Verordnung (EU) 2015/1017 des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2015 iiber den
Européi schen Fonds fur strategische Investitionen, die européische Plattform fir Investitionsberatung und das
européische Investitionsvorhabenportal sowie zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1291/2013 und
(EU) Nr. 1316/2013 — der Européische Fonds fir strategische Investitionen (ABI. L 169 vom 1.7.2015, S. 1).

14 Siehe Beschluss (2015)5210 der Kommission (Afrika) und Durchfiihrungsbeschluss (2016)3436 der
Kommission (Européi sche Nachbarschaft).

> JOIN (2015) 50 final.

1 ABI. C 46 vom 24.2.2006 , S. 1.

7 KOM(2011) 637 endg.

18 SWD(2015) 182 final.
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und ihren Mitgliedstaaten vereinbarte Indikatoren (z. B. UN Guiding Principles on Business
and Human Rights).

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Die Union wird bis 2020 einen Gesamtbetrag von 750 000 000 EUR fir die EFSD-Garantie
aus dem Gesamthaushalt der Union und dem 11. Europaischen Entwicklungsfonds (EEF)™
bereitstellen. Weitere Finanzmittel koénnten vorgesehen werden. Die Kommission
beabsichtigt, den Spielraum fir unvorhergesehene Ausgaben zu nutzen, um 250 000 000 EUR
zur Verfugung zu stellen. Sonstige Beitrage aus dem Haushalt der Union wirden durch
Umschichtungen oder die Neuausrichtung bereits programmierter Mittel bereitgestellt.
Weitere Finanzmittel konnten auch Beitréage von anderen Gebern, z. B. den Mitgliedstaaten,
umfassen.

5. WEITERE ANGABEN

. Dur chfihrungsplane sowie Uberwachungs-, Bewertungs- und
Berichterstattungsmodalitaten

Der EFSD wird von der Kommission verwaltet und Uber regionale Investitionsplattformen
eingesetzt werden, die Finanzmittel aus bestehenden Mischfinanzierungsfazilitaten fir Afrika
und die Europdische Nachbarschaft mit der Gewédhrung der EFSD-Garantie kombinieren
werden.

. Ausfuhrliche Erlauterung einzelner Bestimmungen des Vor schlags

Der EFSD wird aus regionalen Investitionsplattformen bestehen, die Finanzmittel aus
bestehenden Mischfinanzierungsfazilitaten fur Afrika und die Européische Nachbarschaft mit
der Gewahrung der EFSD-Garantie kombinieren werden.

Die regionaen Investitionsplattformen werden sich darauf konzentrieren, die Verwirklichung
der Ziele fur nachhaltige Entwicklung zu verfolgen und die Migrationsursachen besser zu
bek&mpfen.

Fir die Zwecke der EFSD-Initiative werden die Ziele der Investitionsfazilitat firr Afrika® und
der Nachbarschaftsinvestitionsfazilitst™ neu ausgerichtet, und die Fazilitdten werden
umbenannt und unter Beibehaltung der bestehenden Strukturen zu der jeweiligen neuen
regionalen Investitionsplattform werden. Dies erfolgt durch Beschluss der Kommission.

Die Struktur der regionaen Investitionsplattformen wird mit der der bestehenden
Mischfinanzierungsfazilitéten identisch sein.

Die Kommission wird von einem Strategieausschuss und zwei Exekutivausschiissen — einem
fur jede regionale Investitionsplattform — beraten. Die Kommission leitet das EFSD-
Sekretariat, das dafir sorgt, dass alle fur die Verwirklichung der Ziele der EIP notwendigen
Aufgaben und Funktionen erfillt werden. Der Strategieausschuss wird von Vertretern der
Kommission und der Hohen Vertreterin der Union fir AufRen- und Sicherheitspolitik
gemeinsam geleitet und setzt sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten und der EIB zusammen.
Er gibt die strategische Ausrichtung vor und unterstiitzt die Kommission bei der Festlegung
der Ubergeordneten Investitionsziele hinsichtlich der Nutzung der EFSD-Garantie und sorgt
so fur Koordinierung und Kohérenz zwischen den regionalen Investitionsplattformen sowie

¥ ABI. L 210 vom 6.8.2013, S. 1.
% COM(2015)5210.
2 COM(2016)3436.
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mit dem EIB-Darlehensmandat fur Drittlander, der Resilienzinitiative und der von der EIB
verwalteten AKP-Investitionsfazilitét. Die EIB wird einen aktiven Beitrag leisten, indem sie
die Kommission beziiglich der operativen Verwaltung der Garantie berét.

Eine gute fachliche Bewertung und die Erfullung der Sorgfaltspflicht sowie eine rasche
Umsetzung der einzelnen Projekte werden sichergestellt. Bevor die Investitionsvorschlage
von der Kommission genehmigt werden, werden die Bankfahigkeit und die Risiken der
Projekte von den forderféhigen Partnereinrichtungen bewertet und von unabhangigen
Sachverstandigen dberprift, um die Glaubwirdigkeit gegeniber dem Privatsektor zu
gewdhrleisten. Die genauen praktischen Modalitéten fur die Durchfihrung der Garantie
werden fUr jedes einzelne Investitionsfenster beschl ossen.

In Zukunft kann auch die Schaffung zusétzlicher Investitionsplattformen erwogen werden.

Die EFSD-Garantie ist eine der Komponenten des EFSD. Die EFSD-Garantie soll eine
Garantiemdglichkeit zur Bonitdtsverbesserung darstellen, die letztendlich den Investitionen
zugute kommt und eine Risikoteilung mit anderen Investoren, insbesondere privaten
Akteuren, ermdglicht. Sie wird eine Hebelwirkung auf zusétzliche Finanzmittel, vor alem
seitens des Privatsektors, ausiiben, indem die wichtigsten Faktoren angegangen werden, die
die Einbeziehung privater Investitionen (Crowding-in) ermoglichen.

Der EFSD-Garantiefonds wird die Barmittel in den Féllen bereitstellen, in denen die EFSD-
Garantie in Anspruch genommen wird, um Verluste im Rahmen der Garantievereinbarungen
zu decken. Der EFSD-Garantiefonds wird aus dem EU-Haushat und dem Européischen
Entwicklungsfonds (EEF) sowie moglicherweise von anderen Gebern mit Mitteln ausgestattet
und eingesetzt, um mogliche Verluste der forderféhigen Partnereinrichtungen (z. B.
international e Finanzinstitutionen, Entwicklungsbanken und private Investoren) aufzufangen.
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2016/0281 (COD)

Vorschlag fur eine

VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTSUND DESRATES

Uber den Européischen Fondsfiur nachhaltige Entwicklung (EFSD) und die Einrichtung

der EFSD-Garantie und des EFSD-Gar antiefonds

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf
Artikel 209 Absatz 1 und Artikel 212 Absatz 2,

auf Vorschlag der Européi schen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

gemal3 dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwagung nachstehender Grinde:

D)

2

3)

(4)

Die ehrgeizige EU-Investitionsoffensive fur Drittlander (EIP) ist erforderlich, um
Investitionen, zunachst in Afrika und der Européi schen Nachbarschaft, zu unterstiitzen
und die in der Agenda 2030 der Vereinten Nationen fir nachhaltige Entwicklung (im
Folgenden ,,Agenda 2030") festgelegten Ziele fir nachhaltige Entwicklung und die
Umsetzung der Verpflichtungen im Rahmen der unlangst Uberarbeiteten Européi schen
Nachbarschaftspolitik zu fordern und so die Migrationsursachen zu bekdmpfen. Die
EIP sollte aul3erdem zur Umsetzung des Pariser Abkommens Uber den Klimawandel
(COP 21) beitragen.

Sie sollte der Verpflichtung Rechnung tragen, die die Union im Rahmen des
Aktionsplans von Addis Abeba Uber Entwicklungsfinanzierung eingegangen ist.
Ferner sollte sie europdischen Investoren und Privatunternehmen, einschliefdich
kleiner und mittlerer Unternehmen, ermdglichen, wirksamer an einer nachhaltigen
Entwicklung in den Partnerlandern mitzuwirken.

Dies steht im Einklang mit der Globalen Strategie fur die Auen- und
Sicherheitspolitik der EU, mit der Herausforderungen wie Migration und Resilienz in
die allgemeine AuRenpolitik der EU eingebettet werden, um die Koharenz und
Synergien mit der Entwicklungss und der Nachbarschaftspolitik der EU zu
gewahrleisten.

Der EIP soll en integriertes Finanzpaket zur Finanzierung von Investitionen bieten,
zun&chst in afrikanischen Léndern, die Unterzeichner des Partnerschaftsabkommens
zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im karibischen Raum und
im Pazifischen Ozean (AKP) einerseits und der Européischen Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 2000%, sind, und
in  Landern der Europaischen Nachbarschaft, wodurch Wachstum und
Beschéftigungsmoglichkeiten geschaffen, die Zusétzlichkeit maximiert wird,

2 ABI. L 317 vom 15.12.2000, zuletzt gedndert durch ABI. L 287 vom 4.11.2010.
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()

(6)

(")

(8)

(9)

(10)

innovative Produkte geliefert werden und die Einbeziehung von Mitteln des
Privatsektors (Crowding-in) ermoglicht wird.

Der Europaische Fonds fur nachhaltige Entwicklung (EFSD) sollte aus regionaen
Investitionsplattformen zusammengesetzt sein, die Finanzmittel aus bestehenden
Mischfinanzierungsfazilitdéten mit der EFSD-Garantie kombinieren werden. Die
derzeitigen Mischfinanzierungsfazilitéten wurden durch den Beschluss C(2015) 5210
der Kommission (Afrika) und den Durchfuhrungsbeschluss C(2016) 3436 der
Kommission  (Europdische  Nachbarschaft)  geschaffen. Jede  regionale
Investitionsplattform sollte Uber einen Exekutivausschuss verfigen, der die
Kommission bei der Festlegung der regionalen und sektoralen Investitionsziele sowie
der regionalen, sektoralen und thematischen Investitionsfenster unterstitzt,
Stellungnahmen zu den Mischfinanzierungen abgibt und die Inanspruchnahme der
EFSD-Garantie in Ubereinstimmung mit den noch festzulegenden Investitionsfenstern
erortert.

Dartber hinaus sollte der EFSD als zentrale Anlaufstelle fir die Annahme von
Finanzierungsvorschlagen von Finanzingtitutionen und offentlichen oder privaten
Investoren dienen und ein breites Spektrum an finanzieller Unterstitzung for
forderféahige Invedtitionen bieten. Die EFSD-Garantie sollte durch den EFSD-
Garantiefonds abgesichert werden. Der EFSD sollte innovative Instrumente zur
Unterstiitzung von Investitionen einsetzen und den Privatsektor einbinden.

Die Koordinierung und Kohéarenz des EFSD mit dem Darlehensmandat der
Européischen Investitionsbank (EIB) Mandat fUr Drittlander geméfd dem Beschluss
[noch zu verabschieden], einschliefdlich der Resilienzinitiative der EIB, sowie mit der
AKP-Investitionsfazilitd®® sollte vom Strategieausschuss des EFSD sichergestellt
werden.

Darlber hinaus sollte der Strategieausschuss die Kommission bel der Festlegung der
strategischen Leitlinien und der Ubergeordneten Investitionsziele unterstitzen. Der
Strategieausschuss sollte auRerdem die Koordinierung und Kohédrenz zwischen den
regionalen Plattformen unterstitzen. Dies dirfte die Komplementaritdt der
verschiedenen Instrumente des auswartigen Handelns sicherstellen. Der Vorsitz des
Strategi eausschusses sollte von der Kommission und der Hohen Vertreterin der Union
far Auf3en- und Sicherheitspolitik gemeinsam gefiihrt werden, um die Konsistenz und
Kohérenz mit den aul3enpolitischen Zielen der Union und mit den Rahmen fur die
Partnerschaft mit Drittlandern zu gewéhrleisten.

Die EFSD-Garantie sollte forderfahigen Partnereinrichtungen fir Finanzierungen und
Investitionen oder Garantieinstrumente in einem zundchst bis 31. Dezember 2020
laufenden Investitionszeitraum gewahrt werden.

Um fur Flexibilitét zu sorgen, die Attraktivitét fur den Privatsektor zu steigern und die
Auswirkungen der Investitionen zu maximieren, ist es sinnvoll, eine Abweichung von
Artikel 58 Absatz1 Buchstabec Ziffervii der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 966/2012 des Européischen Parlaments und des Rates®* vorzusehen, der zufolge
forderféahige Partnereinrichtungen, bel denen es sich um privatrechtliche
Einrichtungen handelt, auch Einrichtungen, die nicht mit der Umsetzung einer

2 Anhang |1 des Cotonou-Abkommens.

2% \erordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012
Uber die Haushaltsordnung fir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABI. L 298 vom 26.10.2012, S. 1).
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(11)

(12)

(13)

(14)

(15)

(16)

Offentlich-privaten Partnerschaft betraut sind, und privatrechtliche Einrichtungen eines
Partnerlandes sein kdnnen.

Die Kommission sollte Garantievereinbarungen mit den  forderfahigen
Partnereinrichtungen schlief3en, in denen die besonderen Bedingungen festgelegt
werden, unter denen ihnen die EFSD-Garantie gewahrt wird. Diese
Garantievereinbarungen sollten die Rechtsgrundlage fir eine angemessene
Risikoteilung — um fir die forderfdhigen Partnereinrichtungen Anreize fir die
Bereitstellung von Finanzierungen zu schaffen — sowie fir die Mechanismen und
Verfahren fur die mogliche Inanspruchnahme der EFSD-Garantie bilden.

Die Union sollte einen Garantiebetrag von 1 500 000 000 EUR fir die EFSD-Garantie
zur Verfugung stellen. Die Mitgliedstaaten und sonstige beitragsleistende Parteien
werden aufgefordert, zur Unterstiitzung des EFSD-Garantiefonds Beitrége in Form
von Barmitteln (Mitgliedstaaten und andere Geber) oder Garantien (Mitgliedstaaten)
zu leisten, um den Liquiditatspuffer zu verstdrken und so eine Erhthung des
Gesamtumfangs der EFSD-Garantie gewéhrleisten. Die Union sollte einen
Garantiebetrag von 1 500 000 000 EUR fir die EFSD-Garantie zur Verfligung stellen.
Die Mitgliedstaaten, die Offentlichen Finanzinstitutionen und andere Geber sollten
aufgefordert werden, erganzende Finanzmittel fir den EFSD-Garantiefonds
bereitzustellen, wofur die Bedingungen in einer Vereinbarung festgelegt werden
sollten, die die Kommission im Namen der Europdischen Union mit allen
beitragsleistenden Parteien schlief3en wird.

Der EFSD-Garantiefonds sollte al's Liquiditatspuffer fir den Fall der Inanspruchnahme
der EFSD-Garantie eingerichtet werden. Um ein Niveau zu erreichen, das die
finanziellen Verbindlichkeiten der EU im Zusammenhang mit der EFSD-Garantie
angemessen widerspiegelt, sollte die Union 750 000 000 EUR zur Verflgung stellen.

Zur Steigerung der Wirksamkeit der EFSD-Garantie angesichts des Bedarfs in den
betroffenen Regionen sollten die Mitgliedstaaten tber die Mdglichkeit verfigen,
Beitrége in Form von Garantien oder Barmitteln zu leisten. Diese Beitrage konnten fir
bestimmte Regionen, Sektoren oder Investitionsfenster zweckgebunden werden.

Da fiir dieim Rahmen des 11. Européischen Entwicklungsfonds (EEF)® forderfahigen
Léander die Mittel des EEF zu verwenden sind, ist die Zuweisung von mindestens
400 000 000 EUR fur die EFSD-Garantie erforderlich, um Investitionen wéhrend des
gesamten Durchfiihrungszeitraums der EFSD-Garantie abzudecken. Die EFSD-
Garantie sollte erst dann verfligbar sein, wenn der Betrag von 400 000 000 EUR aus
Mitteln des 11. EEF fur den EFSD-Garantiefonds zugewiesen wurde.

Die Kommission sollte dem Europdischen Parlament und dem Rat Uber die
Finanzierungen und Investitionen, die durch die EFSD-Garantie abgedeckt werden,
jahrlich Bericht erstatten, um die Einhaltung der Rechenschaftspflicht gegentiber den
europédischen Blrgern sicherzustellen. Der Bericht sollte vertffentlicht werden, um
den einschléagigen Interessentragern, einschliefflich der Zivilgesellschaft, Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben. Ferner sollte die Kommission dem Européischen

% |nternes Abkommen zwischen den im Rat vereinigten Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten der
Européischen Union Uber die Finanzierung der im mehrjdhrigen Finanzrahmen fir den Zeitraum 2014 bis
2020 vorgesehenen Hilfe der Europdischen Union im Rahmen des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und
Uber die Bereitstellung von finanzieller Hilfe fir die Uberseeischen Lander und Gebiete, auf die der vierte
Teil des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union Anwendung findet (ABI. L 210 vom
6.8.2013, S. 1).
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(17)

(18)

(19)

(20)

Parlament und dem Rat jahrlich Bericht Uber die Verwaltung des EFSD-Garantiefonds
erstatten, um die Einhatung von Rechenschaftspflicht und Transparenz zu
gewahrleisten.

Damit die gewonnenen Erfahrungen berlcksichtigt werden und eine
Weiterentwicklung des EFSD ermdglicht wird, sollten das Funktionieren des EFSD
und die Verwendung des EFSD-Garantiefonds von der Kommission bewertet werden.
Die Anwendung dieser Verordnung sollte von unabhéngigen Dritten bewertet werden,
um zu beurteilen, inwieweit die Durchfihrung der Rechtsgrundlage entspricht, jedoch
auch, um die Anwendbarkeit der Verordnung in der Praxis mit Blick auf die
Erreichung ihrer Ziele zu prifen.

Zum Schutz der finanziellen Interessen der Union kann das Europdische Amt fur
Betrugsbekampfung (OLAF) gemal3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des
Européischen Parlaments und des Rates™, der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96
des Rates’” und der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2988/95 des Rates
Untersuchungen durchfihren, um festzustellen, ob im Zusammenhang mit unter diese
Verordnung fallenden Finanzierungen und Investitionen Betrug, Korruption,
Geldwasche oder sonstige rechtswidrige Handlungen zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Union vorliegen.?®

Um enen Betrag zur internationaen Beké&mpfung von Steuerbetrug,
Steuerhinterziehung und Geldwasche zu leisten, sollten die forderfahigen
Partnereinrichtungen keine Aktivitéten unterstiitzen, die illegalen Zwecken dienen,
und sich an keiner Finanzierung oder Investition mithilfe eines Finanzvehikels
beteiligen, das sich in einem kooperationsunwilligen Staat befindet.

Im Hinblick auf die Erflllung der politischen Verpflichtungen der EU in den
Bereichen erneuerbare Energie und Klimawandel sollte ein Mindestanteil von 20 %
der im Rahmen des EFSD zugewiesenen Mittel fur Finanzierungen und Investitionen
aufgewendet werden, die fUr diese Bereiche relevant sind —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL |
EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand

1. Mit dieser Verordnung werden ein Europédischer Fonds fur nachhaltige Entwicklung
(EFSD), eine EFSD-Garantie und ein EFSD-Garantiefonds eingerichtet.

% Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. September
2013 Uber die Untersuchungen des Européischen Amtes fir Betrugsbekdmpfung (OLAF) und zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung
(Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABI. L 248 vom 18.9.2013, S. 1).

" \erordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und
Uberpriiffungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Européischen
Gemeinschaften vor Betrug und anderen UnregelméaRBigkeiten (ABI. L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

% \erordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 iiber den Schutz der finanziellen
Interessen der Européi schen Gemeinschaften (ABI. L 312 vom 23.12.1995, S. 1).
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2. FUr die Zwecke von Absatz 1 bestimmt diese Verordnung, dass die Kommission im Namen
der Union Garantievereinbarungen mit den forderfahigen Partnereinrichtungen nach Artikel
10 schlieft.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fur die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

1. ,regionale Investitionsplattformen® Mischfinanzierungsfazilitdten im Einklang mit
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr.236/2014 des Européischen
Parlaments und des Rates™ bzw. in Bezug auf den Beitrag aus dem 11. Européischen
Entwicklungsfonds (EEF) im Einklang mit Artikel 40 der Verordnung (EU) 2015/323 des
Rates® in Verbindung mit der Gewahrung der EFSD-Garantie nach Artikel 6.

2. ,Investitionsfenster”: einen bestimmten Bereich, in dem Unterstiitzung durch die EFSD-
Garantie fur Investitionsportfolios in bestimmten Regionen, Landern oder Sektoren geleistet
und Uber die regionalen Investitionsplattformen umgesetzt wird,

3. ,beitragsleistende Partel* einen Mitgliedstaat, eine internationale Finanzinstitution oder
eine offentliche Einrichtung eines Mitgliedstaats, eine offentliche Behtdrde oder andere
Einrichtungen, die einen Beitrag in bar oder in Form von Garantien fur den EFSD-
Garantiefonds leisten,

4. ,Partnerlander® Lander, die Unterzeichner des Partnerschaftsabkommens zwischen den
Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen
Ozean einerseits und der Europdischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits,
unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 2000*, sind, L&nder, die in Anhang | der Verordnung
(EU) Nr.232/2014 des Européischen Parlaments und des Rates® aufgefiihrt sind, sowie
Lander, die fur die geografisch ausgerichtete Zusammenarbeit im Rahmen der Verordnung
(EU) Nr. 233/2014 des Européischen Parlaments und des Rates™ in Betracht kommen,

5., Zusatzlichkeit" den Grundsatz, dass die EFSD-Garantie weder die Unterstiitzung eines
Mitgliedstaats noch private Mittel noch eine andere finanzielle Intervention der Union
ersetzen darf, auf die Behebung von Marktschwachen abzielen muss und keine anderen
Offentlichen oder privaten Investitionen verdrangen darf.

# Verordnung (EU) Nr. 236/2014 des Europégischen Parlaments und des Rates vom 11. M&rz 2014 zur
Festlegung gemeinsamer Vorschriften und Verfahren fir die Anwendung der Instrumente der Union im
Bereich des auswértigen Handelns (ABI. L 77 vom 15.3.2014, S. 95).

¥ Verordnung (EU) 2015/323 des Rates vom 2. Mérz 2015 (iber die Finanzregelung fiir den 11. Européischen
Entwicklungsfonds (ABI. L 58 vom 3.3.2015, S. 17).

31 ABI. L 317 vom 15.12.2000, zuletzt geéndert durch ABI. L 287 vom 4.11.2010.

% Verordnung (EU) Nr. 232/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. M&rz 2014 zur
Schaffung eines Européischen Nachbarschaftsinstruments (ABI. L 77 vom 15.3.2014, S. 27).

% Verordnung (EU) Nr.233/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. M&rz 2014 zur
Schaffung eines Finanzierungsinstruments fur die Entwicklungszusammenarbeit fir den Zeitraum 2014-2020
(ABI. L 77 vom 15.3.2014, S. 44).
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KAPITEL Il
EUROPAISCHER FONDS FUR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

Artikel 3
Zweck

1. Der Zweck des EFSD als integriertes Finanzpaket besteht in einer Unterstiitzung durch die
Bereitstellung von Finanzierungsmoglichkeiten in Form von Zuschissen, Garantien und
sonstigen Finanzinstrumenten fir die Investitionen forderfahiger Partnereinrichtungen und in
der Gewahrleistung eines besseren Zugangs zu Finanzierungsmoglichkeiten, zunachst in den
Partnerlandern Afrikas und der Européi schen Nachbarschaft.

2. Der EFSD tragt zur Verwirklichung der Ziele fur nachhaltige Entwicklung der Agenda
2030 bei und legt einen besonderen Schwerpunkt auf nachhaltiges Wachstum,
Arbeitsplatzschaffung, die soziotkonomischen Sektoren und die Unterstiitzung fir kleinste,
kleine und mittlere Unternehmen, wodurch die Migrationsursachen bekdmpft werden und ein
Beitrag zur nachhaltigen Wiedereingliederung zurlickgekehrter Migranten in ihre
Herkunftslander geleistet wird, wobe gleichzeitig die Zusétzlichkeit maximiert wird,
innovative Produkte geliefert werden und die Einbeziehung von Mitteln des Privatsektors
(Crowding-in) ermdglicht wird.

Artikel 4
Struktur des EFSD

1. Der EFSD wird aus regionalen Invedtitionsplattformen zusammengesetzt sein, die
Finanzmittel aus bestehenden Mischfinanzierungsfazilititten mit der EFSD-Garantie
kombinieren werden.

2. Die Verwaltung des EFSD wird von der Kommission sichergestellt.

Artikel 5
Strategieausschuss des EFSD

1. Bei der Verwaltung des EFSD wird die Kommission von einem Strategieausschuss
unterstitzt.

Er gibt die strategische Ausrichtung vor und unterstiitzt die Kommission bei der Festlegung
der Ubergeordneten Investitionsziele mit Blick auf die Verwendung der EFSD-Garantie. Der
Strategieausschuss unterstitzt aufRerdem die allgemeine Koordinierung und Kohérenz
zwischen den regionalen Investitionsplattformen sowie mit den von der EIB verwalteten
Darlehenstétigkeiten fur Drittlander, einschliefdlich der Resilienzinitiative der EIB.

2. Der Strategieausschuss setzt sich aus Vertretern der Kommission und der Hohen
Vertreterin der Union fir Auf3en- und Sicherheitspolitik (im Folgenden ,,Hohe Vertreterin®),
der Mitgliedstaaten und der EIB zusammen. Die Kommission kann weitere beitragsleistende
Parteien einladen, Mitglieder des Strategieausschusses zu werden, gegebenenfals unter
Bertcksichtigung des Standpunkts des Ausschusses. Partnerlandern und einschléagigen
regionalen Organisationen, forderfahigen Partnereinrichtungen und dem Européischen
Parlament kann gegebenenfalls ein Beobachterstatus eingeraumt werden. Der Vorsitz des
Strategieausschusses wird von der Kommission und der Hohen Vertreterin gemeinsam
gefihrt.
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KAPITEL 111
EFSD-GARANTIE UND EFSD-GARANTIEFONDS

Artikel 6
EFSD-Garantie

1. Die Union stellt der forderféhigen Partnereinrichtung auf erste Anforderung eine
unwiderrufliche und nicht an Auflagen gebundene Garantie fur unter diese Verordnung
fallende Finanzierungen und Investitionen, die zunachst die Partnerlénder in Afrika und der
Européi schen Nachbarschaft betreffen, zur Verfligung.

2. Die EFSD-Garantie wird as auf erste Anforderung zahlbare Garantie fur die in Artikel 9
genannten Instrumente im Einklang mit den in Artikel 8 genannten Forderkriterien gewahrt.

Artikel 7
Voraussetzungen fur den Einsatz der EFSD-Garantie

1. Die Gewéhrung der EFSD-Garantie erfolgt vorbehaltlich des Abschlusses der jeweiligen
EFSD-Garantievereinbarung zwischen der im Namen der Union handelnden Kommission und
der forderfahigen Partnereinrichtung.

2. De easte Invedtitionszeitraum, in dem die EFSD-Garantievereinbarungen zur
Unterstitzung von  Finanzierungen und  Investitionen mit den  forderfhigen
Partnereinrichtungen geschlossen werden kdnnen, lauft bis zum 31. Dezember 2020.

3. Der Zeitraum, in dem die forderfahigen Partnereinrichtungen Vereinbarungen mit
Finanzintermediaren oder Endbeglnstigten schlief3en kénnen, endet spétestens vier Jahre nach
Abschluss der entsprechenden Garantievereinbarung.

Artikel 8
Forderkriterien fir den Einsatz der EFSD-Garantie

1. Die Finanzierungen und Investitionen, die fir eine Unterstiitzung durch die EFSD-Garantie
in Betracht kommen, stehen im Einklang mit der Politik der Union und sind auf diese
abgestimmt, insbesondere auf die Entwicklungs- und die Nachbarschaftspolitik der Union
sowie auf die Strategien und die Politik der Partnerlander, und dienen der Forderung der
folgenden allgemeinen Ziele:

@ Beitrag zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung mit besonderem Schwerpunkt
auf Nachhaltigkeit und Schaffung von Arbeitsplatzen (insbesondere fir junge
Menschen und Frauen), wodurch die Migrationsursachen bekampft werden und ein
Beitrag zur nachhaltigen Wiedereingliederung zurtlickgekehrter Migranten in ihre
Herkunftsldnder geleistet wird,

(b) Ausrichtung auf soziotkonomische Sektoren, insbesondere auf die Infrastrukturen in
den Bereichen nachhaltige Energie, Wasser, Verkehr, Informations- und
Kommunikationstechnologie, Umwelt, nachhaltige Nutzung der nattrlichen
Ressourcen und blaues Wachstum, soziale Infrastruktur und Humankapital, mit dem
Ziel, die soziotkonomischen Rahmenbedingungen zu verbessern,

(©) Bereitstellung von Finanzmitteln fur kleinste, kleine und mittlere Unternehmen mit
besonderem Schwerpunkt auf der Entwicklung des Privatsektors,

(d) Bereitstellung von Finanzinstrumenten zur Beseitigung der Hindernisse fur private
Investitionen, einschliefdlich Erstverlustgarantien fur Portfoliogarantien zugunsten
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von Projekten des Privatsektors wie etwa Darlehensgarantien fir kleine und mittlere
Unternehmen und Garantien fir spezifische Risiken bei Infrastrukturprojekten und
fUr anderes Risikokapital,

(e Auslbung einer maximalen Hebelwirkung auf Finanzierungen seitens des
Privatsektors durch Beseitigung von Investitionshindernissen.

2. Mit der EFSD-Garantie werden Finanzierungen und Investitionen unterstitzt, die
insbesondere

(@ Zusétzlichkeit bieten,

(b) ein Gleichgewicht der Interessen gewdhrleisten, indem sie eine angemessene
Risikoteilung mit der jeweiligen forderfahigen Partnereinrichtung und anderen
potenziellen Partnern bieten,

(© wirtschaftlich und finanziell tragféhig sind, wobei auch die mogliche Unterstiitzung
und Kofinanzierung durch private oder offentliche Projektpartner berticksichtigt

werden,

(d) technisch durchfihrbar und aus 6kologischer wie aus sozialer Sicht nachhaltig sind
und

(e eine maximale Mobilisierung von Kapital des Privatsektors gewéahrleisten.

3. Auf Einzelfallbasis kann die Kommission eine kombinierte Finanzierung aus verschiedenen
Instrumenten der Union gestatten.

4. Die Kommission kann Investitionsfenster fir bestimmte Regionen oder Partnerlander oder
beides, fur bestimmte Sektoren oder fir bestimmte Projekte oder Kategorien von
Endbegiinstigten oder beides festlegen, die aus den in Artikel 9 genannten, bis zu einer
bestimmten Hohe von der EFSD-Garantie abzudeckenden Instrumenten finanziert werden.
Alle Antrage auf finanzielle Unterstiitzung im Rahmen der Investitionsfenster sind an die
Kommission zu richten.

Artikel 9
Forderfahige I nstrumente im Rahmen der EFSD-Garantie

1. Die EFSD-Garantie kann zur Risikodeckung bei folgenden Instrumenten eingesetzt
werden:

€)) Darlehen,

(b) Garantien,

(© Rickgarantien,

(d) Kapitalmarktinstrumenten,

(e jeder anderen Form von Instrumenten zur Finanzierung oder Bonitétsverbesserung
sowie Eigenkapital beteiligungen oder Quasi-Eigenkapital beteiligungen.

2. Die Instrumente im Sinne des Absatzes 1 kénnen von forderfahigen Partnereinrichtungen
oder beitragdeistenden Partelen, einschliefdlich privater Investoren, im Rahmen von
Investitionsfenstern oder einzelner von forderféhigen Partnereinrichtungen verwalteter
Projekte fUr die Partnerlander bereitgestellt werden, einschliefdich fragiler und von Konflikten
betroffener Lander und ihrer Einrichtungen, darunter 6ffentliche nationale und private lokale
Banken, Finanzinstitutionen und privatrechtliche Einrichtungen der Partnerlander.
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Artikel 10
Forderfahigkeit und Auswahl der Partnereinrichtungen

1. Forderfahige Partnereinrichtungen fur die Zwecke der EFSD-Garantie sind:

(@ die Européische Investitionsbank und der Europaische Investitionsfonds,
(b) offentlich-rechtliche K 6rperschaften,

(© international e Organisationen oder deren Agenturen,

(d) privatrechtliche Einrichtungen, die im oOffentlichen Auftrag tétig werden, sofern sie
ausrei chende Finanzsicherheiten bieten,

(e privatrechtliche  Einrichtungen eines  Mitgliedstaats, die  ausreichende
Finanzsicherheiten bieten, in Abweichung von Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe ¢
Ziffer vii der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012,

) privatrechtliche  Einrichtungen  eines  Partnerlands, die  ausreichende
Finanzsicherheiten bieten, in Abweichung von Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe ¢
Ziffer vii der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012.

2. Die forderfahigen Partnereinrichtungen halten die Vorschriften und Bedingungen des
Artikels 60 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 ein.

3. Die Kommission wéhlt die forderfahigen Partnereinrichtungen nach Artikel 61 der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 aus.

Artikel 11
Deckung und Bedingungen der EF SD-Garantievereinbarungen

1. Die Hohe der EFSD-Garantie darf unbeschadet des Absatzes 2 zu keinem Zeitpunkt
1 500 000 000 EUR Uberschreiten.

2. Die Mitgliedstaaten kdnnen Beitrége zum EFSD-Garantiefonds in Form von Garantien
oder Barmitteln leisten. Mit Genehmigung der Kommission kdnnen andere beitragsleistende
Parteien Beitrage in Form von Barmitteln leisten.

Ein Garantiebetrag, der die in Absatz 1 genannte Hohe Uberschreitet, wird im Namen der
Union bewilligt.

Die aus dem Gesamthaushalt der Union im Rahmen der EFSD-Garantie geleisteten
Nettozahlungen dirfen in der Summe 1 500 000 000 EUR nicht Uberschreiten. Unbeschadet
des Absatzes 4 werden Zahlungen im Fall der Inanspruchnahme der Garantie gegebenenfalls
von den beitragseistenden Mitgliedstaaten oder anderen Partnern pari passu mit der Union
geleistet.

Zwischen der Kommission, die im Namen der Europdischen Union handelt, und der
beitragsleistenden Partel wird eine Beitragsvereinbarung geschlossen, die insbesondere die
Zahlungsbedingungen enthalt.

3. Die EFSD-Garantie wird erst dann verfigbar sein, wenn ein Beitrag in Barmitteln in Hohe
von 400000 000 EUR aus dem 11. Europédischen Entwicklungsfonds (EEF)* fir den
Gesamthaushaltsplan der Union bestétigt wurde.

* Internes Abkommen zwischen den im Rat vereinigten Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten der
Européischen Union Uber die Finanzierung der im mehrjdhrigen Finanzrahmen fir den Zeitraum 2014 bis
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Die Mitgliedstaaten konnen Beitrége zur EFSD-Garantie in Form von Garantien oder
Barmitteln leisten.

Die Kommission unterrichtet das Européische Parlament und den Rat Uber die bestétigten
Beitrége.

4. Die von den Mitgliedstaaten in Form einer Garantie geleisteten Beitrdge konnen erst dann
fur Zahlungen im Fall der Inanspruchnahme der Garantie verwendet werden, wenn die
Finanzmittel aus dem Gesamthaushaltsplan der Union zuziglich aller sonstigen Barleistungen
bereits fUr derartige Zahlungen genutzt wurden.

Auf Antrag der Mitgliedstaaten kénnen die von ihnen geleisteten Beitrage fur die Einleitung
von Projekten in bestimmten Regionen, Landern oder Sektoren oder im Rahmen bestimmter
Investitionsfenster zweckgebunden werden.

Jeder Beitrag kann ungeachtet der Zweckbindung fir Zahlungen im Fall der Inanspruchnahme
der Garantie verwendet werden.

5. Vom Deckungsbetrag der EFSD-Garantie werden wéhrend des Durchfihrungszeitraums
der Garantie mindestens 400 000 000 EUR fur Investitionen in den im Rahmen des 11. EEF
forderfahigen Partnerlandern zugewiesen.

Artikel 12
Umsetzung der EF SD-Garantievereinbarungen

1. Die Kommission schliefdt im Namen der Union mit den nach Artikel 10 Absatz 4
ausgewahlten forderfahigen Partnereinrichtungen die EFSD-Garantievereinbarungen Uber die
Gewéhrung der EFSD-Garantie, bei der es sich um eine nicht an Auflagen gebundene,
unwiderrufliche, auf erste Anforderung zahlbare Garantie zugunsten der ausgewahlten
forderfahigen Partnereinrichtung handelt.

2. Fur jedes Investitionsfenster werden eine oder mehrere Garantievereinbarungen zwischen
der Kommission und der ausgewahlten forderfahigen Partnereinrichtung bzw. den
ausgewahlten forderfahigen Partnereinrichtungen geschlossen. Um auf besondere Bediirfnisse
einzugehen, kann die EFSD-Garantie auch fir einzelne Finanzierungen oder Investitionen
gewéhrt werden. Die Vereinbarungen kénnen mit einem Konsortium aus zwei oder mehr
forderfahigen Partnereinrichtungen geschl ossen werden.

3. Die Garantievereinbarungen enthalten insbesondere Bestimmungen, die Folgendes
betreffen:

(@ detaillierte Regeln fur die Bereitstellung der EFSD-Garantie, einschliefdlich ihrer
Deckungsmodalitdten und der festgelegten Deckung der Portfolios und der Projekte
im Rahmen bestimmter Arten von Instrumenten,

(b) die Vergutung der Garantie,

(© die Voraussetzungen fur den Einsatz der EFSD-Garantie, einschliefdich der
Zahlungsbedingungen, wie konkrete Zeitrahmen, Zinsen auf féllige Betrage,

2020 vorgesehenen Hilfe der Européischen Union im Rahmen des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und
Uber die Bereitstellung von finanzieller Hilfe fir die Uberseeischen Lander und Gebiete, auf die der vierte
Teil des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union Anwendung findet (ABI. L 210 vom
6.8.2013, S. 1).
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Ausgaben und Einziehungskosten und gegebenenfalls die erforderlichen
Liquiditatsvorkehrungen,

(d) Bestimmungen und Verfahren fur die Einziehung von Forderungen,

(e Bestimmungen Uber die Uberwachungs-, Berichterstattungs- und
Bewertungspflichten nach den Artikeln 15 und 16.

4. Die Kommission entscheidet, ob Garantievereinbarungen mit forderfahigen
Partnereinrichtungen geschlossen werden, wobei Folgendes berticksichtigt wird:
@ die Ziele des Investitionsfensters,

(b) die Erfahrung sowie die operative und finanzielle Leistungsféhigkeit der
Partnereinrichtung,

(© die Hohe der Eigenmittel, die die Partnereinrichtung fir das Investitionsfenster
aufzubringen bereit ist.

5. Die Genehmigung der Finanzierungen und Investitionen nimmt die forderféhige
Partnereinrichtung nach ihren eigenen Vorschriften und Verfahren und im Einklang mit den
Bestimmungen der Garantievereinbarung vor.

6. Die EFSD-Garantie kann Folgendes abdecken:

(@ im Fall von Schuldtiteln den Kapitalbetrag und sdmtliche der ausgewahlten
Partnereinrichtung geschuldeten, bei ihr jedoch nicht eingegangenen Zinsen und
Betrédge gemdl den Bedingungen der Finanzierungen, nachdem ein Ausfall
eingetreten ist,

(b) im Fall von Kapitalbeteiligungen den investierten Betrag und die damit verbundenen
Finanzierungskosten;

(© im Fall der in Artikel 8 Absatz 2 genannten Finanzierungen und Investitionen den
verwendeten Betrag und die damit verbundenen Finanzierungskosten,

(d) samtliche mit einem Ausfall verbundenen Ausgaben und Einziehungskosten, sofern
sie nicht von den eingezogenen Summen abgezogen werden.

7. In den Garantievereinbarungen werden detaillierte Bestimmungen tber die Deckung, die
Voraussetzungen, die Forderféhigkeit, die forderfahigen Partnereinrichtungen und die
Verfahren festgel egt.

Artikel 13
EFSD-Garantiefonds

1. Der EFSD-Garantiefonds dient als Liquiditétspuffer, aus dem die férderfahigen
Partnereinrichtungen bei Inanspruchnahme der EFSD-Garantie gemald der entsprechenden
EFSD-Garantievereinbarung Zahlungen erhalten.

2. Der EFSD-Garantiefonds umfasst

(@ Beitrége aus dem Gesamthaushaltsplan der Union und anderen Quellen,

(b) mogliche Beitrage von den Mitgliedstaaten und anderen beitragsleistenden Parteien,
(© Einnahmen aus investierten Mitteln des EFSD-Garantiefonds,

(d) Betrége, die von saumigen Schuldnern nach den in den Garantievereinbarungen
festgel egten Einziehungsbestimmungen eingezogen wurden,
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(e Einnahmen und ale anderen Zahlungen, die die Union gemdl den
Garantievereinbarungen erhalt.

3. Diein Absatz 2 Buchstaben ¢ und e genannten Einnahmen des EFSD-Garantiefonds stellen
interne zweckgebundene Einnahmen im Sinne des Artikels 21 Absatz 4 der Verordnung (EU,
Euratom) Nr. 966/2012 dar.

4. Die in Absatz 2 genannten Mittel des EFSD-Garantiefonds werden direkt von der
Kommission verwaltet und gem&3 dem Grundsatiz der Wirtschaftlichkeit der
Haushaltsf lhrung mit angemessener Vorsicht investiert.

5. Die in den EFSD-Garantiefonds einfliefenden Mittel werden zur Erreichung eines
Ausstattungsniveaus eingesetzt, das fur die Deckung der Gesamtverpflichtungen im Rahmen
der EFSD-Garantie angemessen ist. Die Ausstattungsquote wird auf 50 % der durch den
Gesamthaushaltsplan der Union abgedeckten Gesamtverpflichtungen im Rahmen der ESDF-
Garantie festgesetzt.

6. Nach einer Bewertung der Angemessenheit der Hohe des EFSD-Garantiefonds im Einklang
mit dem in Artikel 15 Absatz 3 vorgesehenen Bericht werden folgende Zahlungen
vorgenommen:

(@ Jeder etwaige Uberschuss wird in den Gesamthaushaltsplan der Union eingezahlt.

(b) Jede Aufflllung des EFSD-Garantiefonds erfolgt durch Zahlung in jahrlichen
Tranchen beginnend im Jahr n+1 fir eine Dauer von maximal drei Jahren.

7. Ab dem 1. Januar 2021 legt die Kommission, falls die Hohe des EFSD-Garantiefonds nach
Inanspruchnahmen der EFSD-Garantie unter die in Absatz 5 genannte Ausstattungsguote von
50% féallt, einen Bericht Uber auRergewohnliche Malnahmen vor, die sich zur
Wiederauffillung des Garantiefonds als notwendig erweisen konnten.

8. Nach einer Inanspruchnahme der EFSD-Garantie werden die in Absatz 2 Buchstaben ¢, d
und e genannten Mittel des EFSD-Garantiefonds, die Uber den fur die Erreichung der in
Absatz 5 genannten Ausstattungsguote erforderlichen Betrag hinausgehen, innerhalb des in
Artikel 7 Absatz 2 festgelegten ersten Investitionszeitraums zur Wiederherstellung der
urspriinglichen Hohe der EFSD-Garantie verwendet.

Artikel 14
Finanzierung des EF SD-Garantiefonds aus dem Gesamthaushalt der Union

Ein Beitrag von 350000000 EUR wird aus dem Gesamthaushaltsplan der Union
bereitgestellt.

KAPITEL IV
BERICHTERSTATTUNG, RECHENSCHAFTSPFLICHT UND EVALUIERUNG

Artikel 15
Berichterstattung und Rechnungslegung

1. Die Kommission legt dem Européischen Parlament und dem Rat jahrlich einen Bericht
Uber die durch die EFSD-Garantie abgedeckten Finanzierungen und Investitionen vor. Dieser
Bericht wird veroffentlicht. Er enthélt folgende Elemente:
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@

(b)

(©

(d)

()

(f)

(9)
(h)

eine Beurtellung der laufenden, durch die EFSD-Garantie abgedeckten
Finanzierungen und Investitionen auf Ebene der einzelnen Sektoren, Lénder und
Regionen sowie eine Beurteilung ihrer Konformitat mit dieser Verordnung,

eine Beurteilung des Mehrwerts, der Mobilisierung von Mitteln des Privatsektors,
der geschédtzten und der tatséchlichen Ergebnisse sowie der Effekte und
Auswirkungen der durch die EFSD-Garantie abgedeckten Finanzierungen und
Investitionen in aggregierter Form, einschlief@lich der Auswirkungen auf die
Schaffung von Arbeitsplétzen,

eine Beurteilung der Frage, inwieweit die Voraussetzungen fir den Einsatz der
EFSD-Garantie und die fir jeden eingereichten Vorschlag festgelegten zentralen
L eistungsindikatoren eingehalten wurden,

eine Beurteilung der mit den durch die EFSD-Garantie abgedeckten Finanzierungen
erzielten Hebelwirkung,

die Nennung des finanziellen Betrags, der an die Beglnstigten weitergegeben wurde,
und eine Bewertung der Finanzierungen und Investitionen jeder forderféhigen
Partnereinrichtung in aggregierter Form,

eine Beurtellung des Mehrwerts der Finanzierungen und Investitionen der
forderfahigen Partnereinrichtungen sowie der mit diesen Mal3nahmen verbundenen
aggregierten Risiken,

ausfuhrliche Informationen zu Inanspruchnahmen der EFSD-Garantie, Verlusten,
Ertrégen, eingezogenen Betrdgen und sonstigen eingegangenen Zahlungen,

von einem unabhangigen externen Prifer geprifte Finanzberichte Uber die unter
diese Verordnung fallenden Finanzierungen und Investitionen der forderfahigen
Partnereinrichtungen.

2. Fur die Zwecke der Rechnungslegung der Kommission, ihrer Berichterstattung Gber die im
Rahmen der EFSD-Garantie abgedeckten Risiken und der von ihr sichergestellten Verwaltung
des EFSD-Garantiefonds legen die forderfahigen Partnereinrichtungen, mit denen eine
Garantievereinbarung geschlossen wurde, der Kommission und dem Rechnungshof von
einem unabhangigen externen Prifer geprifte jahrliche Finanzberichte Uber die unter diese
Verordnung fallenden Finanzierungen und Investitionen vor, die unter anderem Angaben Uber
Folgendes enthalten:

@

(b)

eine Risikobewertung der Finanzierungen und Investitionen der forderfahigen
Partnereinrichtungen, einschliefdlich Angaben Uber die Verbindlichkeiten der Union,
bewertet im Einklang mit den vom Rechnungsfiihrer der Kommission auf der
Grundlage der international anerkannten Rechnungslegungsstandards fir den
offentlichen Sektor eingefiihrten Rechnungslegungsvorschriften,

die ausstehenden finanziellen Verpflichtungen der Union aus der EFSD-Garantie fir
die forderfahigen Partnereinrichtungen und ihre Finanzierungen und Investitionen,
aufgeschliisselt nach einzelnen Mal3nahmen.

Die forderfahigen Partnereinrichtungen Ubermitteln  der Kommission auf
Anforderung alle zusétzlichen Informationen, die die Kommission bendtigt, um ihren
Verpflichtungen aus dieser Verordnung nachzukommen.

3. Die Kommission ubermittelt dem Europdischen Parlament, dem Rat und dem
Rechnungshof bis 31. Mé&rz jedes Jahres im Rahmen des Jahresabschlusses der Kommission
die erforderlichen Angaben zur Lage des EFSD-Garantiefonds. Zusétzlich Gbermittelt sie dem
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Européischen Parlament, dem Rat und dem Rechnungshof bis 31. Mai jedes Jahres einen
jahrlichen Bericht Uber die Verwaltung des EFSD-Garantiefonds im vorangegangenen
Kalenderjahr, einschliefdlich einer Beurteilung der Angemessenheit der Ausstattung und der
Hohe des Garantiefonds und der Frage, ob seine Wiederauffullung erforderlich ist.

Der jahrliche Bericht enthélt die Darstellung der Finanzlage des EFSD-Garantiefonds zum
Ende des vorangegangenen Kalenderjahres, der Finanzstréome wahrend des vorangegangenen
Kalenderjahres und der bedeutenden Transaktionen sowie alle einschl&gigen Informationen
Uber die Finanzkonten. Der Bericht enthdlt aulRerdem Informationen Uber die
Haushaltsfuhrung, die Leistung und die Risiken des Garantiefonds zum Ende des
vorangegangenen Kalenderjahres.

Artikel 16
Bewertung und Uberprifung

1. Bis zum 31. Dezember 2020 bewertet die Kommission das Funktionieren des EFSD. Die
Kommission legt dem Européischen Parlament und dem Rat einen Bewertungsbericht vor, der
eine unabhéngige Bewertung der Anwendung dieser Verordnung enthdlt. Die Kommission
Ubermittelt diesen Bericht unverziglich in dem Fall, dass die genehmigten Finanzierungen
und Investitionen den verfigbaren Betrag der EFSD-Garantie vor dem 30. Juni 2020 in
vollem Umfang aufzehren.

2. Bis zum 31. Dezember 2020 und anschlief3end alle drei Jahre bewertet die Kommission den
Einsatz des EFSD-Garantiefonds. Die Kommission Ubermittelt ihren Bewertungsbericht dem
Européischen Parlament und dem Rat. Diesem Bewertungsbericht wird eine Stellungnahme
des Rechnungshofs beigeflgt.

KAPITEL V
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 17
Transparenz und Offenlegung von I nformationen

Im Einklang mit den Transparenzgrundsétzen und den allgemeinen Grundsédtzen der Union in
Bezug auf den Zugang zu Dokumenten und Informationen machen die forderfahigen
Partnereinrichtungen auf ihren Websites Informationen tber samtliche im Rahmen dieser
Verordnung  durch  die  EFSD-Garantie  abgedeckten  Finanzierungs-  und
Investitionsmal3nahmen 6ffentlich zuganglich, insbesondere Informationen dartiber, wie diese
Mal3nahmen zur Erreichung der Anforderungen dieser Verordnung beitragen.

Artikel 18
Prufung durch den Rechnungshof

1. Die externe Prifung der geméal} dieser Verordnung durchgefihrten Tatigkeiten wird vom
Rechnungshof im Einklang mit Artikel 287 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Européischen Union (AEUV) durchgefihrt.

2. Fur die Zwecke des Absatzes 1 wird dem Rechnungshof auf dessen Antrag im Einklang mit
Artikel 287 Absatz 3 AEUV Zugang zu allen Dokumenten oder Informationen gewahrt, die
fur die Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich sind.
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Artikel 19
Betrugsbekampfungsmalinahmen

1. Sobald die Kommission oder die forderfahigen Partnereinrichtungen bei Vorbereitung,
Durchfihrung oder Abschluss einer Finanzierung oder Investition, die unter diese Verordnung
falt — gleich in welchem Stadium —, einen begrindeten Verdacht auf Betrug, Korruption,
Geldwasche oder sonstige rechtswidrige Handlungen haben, die die finanziellen Interessen
der Union beeintréchtigen koénnten, unterrichten sie umgehend das Europdische Amt fir
Betrugsbekdmpfung (OLAF) und stellen diesem die notwendigen Informationen zur
Verfligung.

2. Zum Schutz der finanziellen Interessen der Union kann OLAF gemal3 den Bestimmungen
und Verfahren der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Européischen Parlaments
und des Rates, der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates und der Verordnung
(EG, Euratom) Nr.2988/95 des Rates Untersuchungen, einschliefdich Kontrollen und
Uberpriifungen vor Ort, durchfilhren, um festzustellen, ob im Zusammenhang mit
Finanzierungen oder Investitionen, die unter diese Verordnung falen, Betrug, Korruption,
Geldwasche oder sonstige rechtswidrige Handlungen vorliegen, die die finanziellen Interessen
der Union beeintrachtigen. OLAF kann die im Laufe seiner Untersuchungen erlangten
Informationen den zustéandigen Behorden der betroffenen Mitgliedstaaten Gbermitteln.

Werden solche rechtswidrigen Handlungen nachgewiesen, so unternehmen die forderfahigen
Partnereinrichtungen Einziehungsbemthungen in Bezug auf ihre unter diese Verordnung
fallenden Finanzierungen und Investitionen, die von derartigen Handlungen betroffen sind.

Artikel 20
Ausgeschlossene Tatigkeiten und kooperationsunwillige Staaten

1. Im Rahmen ihrer Finanzierungs- und Investitionsmal3nahmen unterstitzen die
forderfahigen Partnereinrichtungen keine Aktivitéten, die illegalen Zwecken dienen, wie
Geldwasche, Terrorismusfinanzierung, organisierte  Kriminalitdt, Steuerbetrug und
Steuerhinterziehung, Korruption und betrigerische Handlungen, die die finanziellen
Interessen der Union beeintréchtigen. Im Einklang mit ihrer gegentiber schwach regulierten
oder kooperationsunwilligen Staaten verfolgten Strategie, die sich an der Politik der Union,
der Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und der Arbeitsgruppe
»Bekampfung der Geldwasche und der Terrorismusfinanzierung® ausrichtet, beteiligen sich
die forderfahigen Partnereinrichtungen an keiner Finanzierung oder Investition mithilfe eines
Finanzvehikels, das sich in einem kooperationsunwilligen Staat befindet.

2. Im Rahmen ihrer Finanzierungen und Investitionen wenden die férderfahigen
Partnereinrichtungen die Grundsétze und Standards an, die im Unionsrecht zur Verhinderung
der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwasche und Terrorismusfinanzierung
und insbesondere in der Verordnung (EU) 2015/847 des Européischen Parlaments und des
Rates® und der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europaischen Parlaments und des Rates®

% Verordnung (EU) 2015/847 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 iber die
Ubermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABI.
L 141 vom 5.6.2015, S. 1).

% Richtlinie (EU) 2015/849 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung
der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwasche und der Terrorismusfinanzierung, zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Européischen Parlaments und des Rates und zur
Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Européischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie
2006/70/EG der Kommission (ABI. L 141 vom 5.6.2015, S. 73).
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festgelegt sind. Insbesondere machen die férderfahigen Partnereinrichtungen sowohl die
Direktfinanzierung als auch die Finanzierung Uber Finanzintermedidare im Rahmen dieser
Verordnung von der Offenlegung der Informationen Uber den wirtschaftlichen Eigentimer
gemal3 der Richtlinie (EU) 2015/849 abhéngig.

KAPITEL VI
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 21
| nkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Vertffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Européischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Prasident Der Prasident
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FINANZBOGEN ZU RECHTSAKTEN

RAHMEN DESVORSCHLAGSDER INITIATIVE
1.1 Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative

Vorschlag fur eine Verordnung des Européischen Parlaments und des Rates Uber den
Européischen Fonds fur nachhaltige Entwicklung (EFSD)

1.2 Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur®

0103
ABB-Taétigkeiten: Internationale Wirtschafts- und Finanzfragen

1.3. Art desVorschlagg/der Initiative
X Der Vorschlag/die Initiative betrifft eine neue M al3nahme

O Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neue Malinahme im Anschluss an ein
Pilotpr oj ekt/eine vor ber eitende M aRnahme®

O Der Vorschlag/Die Initiative betrifft die Verlangerung einer bestehenden
Mal3nahme

O Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neu ausgerichtete Maf3nahme

Der EFSD wird aus regionalen Investitionsplattformen zusammengesetzt sein, bei
denen die bestehenden Mischfinanzierungsfazilitdten im  Bereich  der
AuRenmal3nahmen mit der neuen EFSD-Garantie kombiniert werden.

14. Ziel(e)
14.1. Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjdhrige strategische Ziele der
Kommission

Unterstiitzung von Investitionen in  Regionen auferhalb der EU, um
Migrationsursachen zu bekampfen.

1.4.2. Einzelziel(e) und ABM/ABB-Tatigkeit(en)

Einzelzid

Bereitstellung eines integrierten Maldnahmenpakets zur Finanzierung von
Investitionen in Regionen auRerhadb der EU, um Wachstum und
Beschéftigungsmdglichkeiten zu schaffen, die Zusétzlichkeit zu maximieren,
innovative Produkte zu liefern und die Einbeziehung von Mitteln des Privatsektors
(Crowding-in) zu ermdglichen.

ABM/ABB-T é&tigkeit(en):
01 03 Internationale Wirtschafts- und Finanzfragen

1.43. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen

Bitte geben Se an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die Begiinstigten/Zielgruppen auswirken
dirfte.

3 ABM: Activity Based Management: manahmenbezogenes Management; ABB: Activity Based Budgeting:
mal3nahmenbezogene Budgetierung.
*® Im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung.
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14.4.

15.
151.

152

Der Européische Fonds fur nachhaltige Entwicklung (EFSD) wird eine neue Garantie
umfassen, die Uber eine Relhe innovativer Instrumente die Einbeziehung von Mitteln
des Privatsektors (Crowding-in) ermoglicht, wie etwa Garantien zur Absicherung
spezifischer Risiken bei Infrastrukturprojekten.

Es wird erwartet, dass durch die Bereitstellung der EU-Garantie ein
Multiplikatoreffekt erzielt wird. Ahnlich wie beim Européischen Fonds fir
strategische Investitionen (EFSI) und mehreren seit 2007 Uber die EU-
Mischfinanzierungsfazilitéten unterstitzten Finanzinstrumente besteht beim EFSD-
Garantiefonds das Ziel darin, zusétzliche Investitionen zu mobilisieren, insbesondere
seitens privater Investoren. Hierzu werden entweder auf Erstverlust- oder auf Pari-
passu-Basis Teilgarantien flur Finanzintermedidre bereitgestellt, in der Regel fur
internationale Finanzinstitutionen (IFl), die ihrerseits Unterstiitzung (durch Darlehen,
Garantien, Eigenkapital oder ahnliche Produkte) fir nachgelagerte Beglnstigte
leisten. Somit liegen zwischen der aus dem EU-Haushalt bereitgestellten Garantie
und dem Gesamtbetrag der Investition zwei Ebenen, auf denen eine Hebelwirkung
entsteht. Auf der ersten Ebene (,interne Hebelwirkung“) wird die intermediére
internationale Finanzingtitution durch die EU-Garantie in die Lage versetzt,
zusdtzliche Finanzmittel bereitzustellen. Auf der zweiten Ebene (,externe
Hebelwirkung*) werden in der Projektphase Uber die IFI-Finanzierung zusétzliche
Finanzmittel mobilisiert.

Auf diese Weise soll die Gesamtinitiative einschliefdlich der Mischfinanzierungen bis
2020 Investitionen in Hohe von bis zu 44 Mrd. EUR mobilisieren.

Leistungs- und Erfolgsindikatoren

Bitte geben Se an, anhand welcher Indikatoren sich die Realisierung des Vorschlags/der Initiative
verfolgen l&sst.

Fur die Mischfinanzierungen wurde ein gemeinsamer Mindestkatalog von
Indikatoren festgelegt, der die erwarteten Projektergebnisse und angestrebten Ziele
widerspiegelt. Diese Indikatoren konnen fir die Uberwachung der Durchfiihrung der
Garantie des Européi schen Fonds fir nachhaltige Entwicklung (EFSD) herangezogen
werden.

Begrindung des Vorschlags/der Initiative
Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf

Der Européische Fonds fur nachhaltige Entwicklung (EFSD) ist das Instrument fir
die Umsetzung der politischen Ziele der EU-Investitionsoffensive fur Drittlander
(Saule 1), wie dies in der Mitteilung der Kommission vom 7. Juni 2016 Uber einen
neuen Partnerschaftsrahmen fir die Zusammenarbeit mit Drittlandern im Kontext der
Européischen Migrationsagenda dargelegt wurde. Das Hauptziel des EFSD wird
darin bestehen, ein integriertes Finanzpaket fur die Finanzierung von Investitionen in
Regionen aul3erhalb der EU zu bieten. Dazu gehért die Mobilisierung 6ffentlicher
und privater Investitionen in Afrika und in der Européi schen Nachbarschaft.

Mehrwert aufgrund des Tatigwerdens der EU

Zidl des Europdischen Fonds fur nachhaltige Entwicklung (EFSD) ist die Forderung
innovativer und zusétzlicher Formen der Unterstiitzung, insbesondere durch die neue
Garantie und durch Bonitétsverbesserung. Die neue Garantie wird Folgendes
umfassen: innovative Finanzinstrumente insbesondere zur Beseitigung der
Hindernisse fur private Investitionen, die vom Markt nicht erméglicht werden, wie
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etwa Erstverlustgarantien fur Portfoliogarantien fur Projekte des Privatsektors,
Risikokapital, Darlehensgarantien fur kleine und mittlere Unternehmen oder
Garantien fur spezifische Risiken bei Infrastrukturprojekten.

Die Finanzierungen und Garantieleistungen im Rahmen der Instrumente des
Européischen Fonds fur nachhaltige Entwicklung (EFSD) sind ein in hohem Mal3e
sichtbares und wirksames Instrument des auswartigen Handelns der Union. Der
EFSD gibt forderféhigen Partnereinrichtungen den nétigen politischen und
finanziellen Rickhalt seitens der EU, so dass diese Finanzmittel fir Lander und
Investitionsprojekte bereitstellen konnen, die anderenfalls aufgrund des hohen
Risikos nicht in Betracht kémen.

Aus friheren ahnlichen Mal3hahmen gewonnene Erkenntnisse

Die Kommission hat bereits wertvolle Erfahrung mit innovativen
Finanzierungsinstrumenten gesammelt.

Mischfinanzierungen haben sich seit ihrer Einfihrung zu Beginn des mehrjéhrigen
Finanzrahmens 2007-2013 schrittweise zu einem wichtigen Instrument der
auswartigen Zusammenarbeit der EU entwickelt, das andere
Durchfihrungsmodalitdten erganzt. Fir alle Regionen der auswartigen
Zusammenarbeit der EU wurden regionale Mischfinanzierungsfazilitéten
eingerichtet. Bis Ende 2015 wurden im Rahmen dieser Fazilitdten zulasten des EU-
Haushalts und des EEF rund 2,7 Mrd. EUR bereitgestellt, die zu Investitionen von
insgesamt rund 50 Mrd. EUR fuhrten.

Die Vorgangerin  der  Nachbarschaftsinvestitionsplatitform  (NIP),  die
Nachbarschaftsinvestitionsfazilitét (NIF), hat eine erfolgreiche Bilanz aufzuweisen:
Die Mittelzuweisungen fur die NIF zulasten des EU-Haushalts haben seit 2007 ein
Volumen von insgesamt 1,432 Mrd. EUR erreicht. DarUber hinaus haben die
Mitgliedstaaten mehr als 80 Mio. EUR in den NIF-Treuhandfonds eingezahlt.
Dadurch konnten mit NIF-Unterstiitzung 112 Projekte durchgefiihrt werden. Uber
den NIF-Beitrag konnten seit 2008 rund 13,83 Mrd. EUR an Finanzmitteln von
europaischen und internationalen Finanzinstitutionen mobilisiert werden, was zu
einem Investitionsgesamtvolumen von ca. 28,10 Mrd. EUR fuhrte, d. h. jeder Euro,
der Uber die Fazilitét bereitgestellt wurde, hat Investitionen von 20 Euro nach sich
gezogen.

In Afrika wurden aus dem 2007 eingerichteten Treuhandfonds fur die
Infrastrukturpartnerschaft EU-Afrika (AITF) mit mehr as 500 Mio. EUR Projekte
vor alem in den Bereichen Energie, Verkehr und Wasser unterstiitzt. 2015 wurde mit
dem Beschluss C(2015) 5210 der Kommission® die afrikanische Investitionsfazilitat
(AfIF) eingerichtet.

Im Zeitraum 2007-2013 wurde fur zwei Fazilitdten eine Halbzeitbewertung
durchgefuhrt: fur den Treuhandfonds fur die Infrastrukturpartnerschaft EU-Afrika
(AITF) im Jahr 2012, fur die Nachbarschaftsinvestitionsfazilitét im Jahr 2013. Beide
Bewertungen kamen zu dem Schluss, dass es sich um wertvolle und wirksame
Instrumente zur Unterstitzung der jeweiligen Ziele handelt (d. h. der Ziele des

¥ (C(2015) 5210 final, 29.7.2015, Beschluss der Kommission (ber die Einzelmaf3nahme , Schaffung der
afrikanischen Investitionsfazilitét" im Rahmen des 11. Européischen Entwicklungsfonds.
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Européischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments und der Ziele fur die
Infrastrukturentwicklung in Afrika). Besonders positiv. wurden die Ermittlung,
Relevanz und Konzeption der Projekte bewertet, und beide Instrumente haben das
Ziel erreicht, erhebliche Finanzmittel zu mobilisieren. Auflerdem wurde in den
Halbzeitbewertungen hervorgehoben, dass ein bedeutender Beitrag zum Aufbau von
Partnerschaften und zur Verbesserung der Koordination und Kooperation sowohl der
Finanzinstitutionen untereinander als auch mit der Kommission geleistet wurde.
Darliber hinaus wurde eine Reihe von Empfehlungen ausgesprochen. Sie betreffen
u.a die Entscheidungsstrukturen — und hier vor alem die Rolle der EU-
Delegationen und der Partnerléander —, die weitere Sondierung von Méglichkeiten fir
die Einbindung des Privatsektors, den Einsatz spezifischer Finanzinstrumente, wie
etwa Instrumente zur Risikominderung, sowie die Anwendung eines Rahmens fir die
Ergebnismessung.

Diese Feststellungen wurden zusammen mit anderen Berichten von der im Dezember
2012 eingerichteten EU-Plattform fur die Mischfinanzierung in der externen
Zusammenarbeit (EUBEC) fur die Ausarbeitung konkreter Empfehlungen genutzt,
durch die die Wirksamkeit der von der EU im Rahmen von Mischfinanzierungen
geleisteten Hilfe weiter gesteigert werden soll. Der Européische Rechnungshof legte
im Oktober 2014 einen Sonderbericht Uber Mischfinanzierungen vor, dessen
Schlussfolgerungen weitgehend mit der oben genannten Bewertung im Einklang
stehen. Dem Bericht zufolge war die Kombination von Finanzhilfen regionaler
Investitionsfazilitdten mit von Finanzingtitutionen gewéhrten Darlehen zur
Unterstiitzung auswartiger Mal3nahmen der EU im Allgemeinen wirksam und die
Projekte wurden als relevant befunden. Die Empfehlungen zielen auf Folgendes ab:
Gewédhrleistung einer dokumentierten Bewertung der aus dem EU-Zuschuss
resultierenden Zusétzlichkeit, Gewahrleistung der Ausgereiftheit der Projekte, die
den Exekutivausschiissen vorgelegt werden, Gewahrleistung einer proaktiveren Rolle
der EU-Delegationen, Vereinfachung des Entscheidungsprozesses, bessere
Uberwachung der Projekte durch die Kommission und Gewéhrleistung einer
angemessenen Sichtbarkeit der EU-Forderung.

Die EUBEC berticksichtigt inzwischen fast alle der genannten Empfehlungen, da sie
auf deren Grundlage ein vereinheitlichtes und verbessertes Projektantragsformular
und entsprechende Leitlinien erstellt sowie einen Rahmen fir die Ergebnismessung
einschliefdich Standardindikatoren entwickelt hat.

Nach Mal3gabe des Artikel 140 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 (ber die
Haushaltsordnung fir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates, der nach den Artikeln 17 und
40 der Verordnung (EU) 2015/323 des Rates Anwendung findet, wurde 2014 eine
Ex-ante-Bewertung der afrikanischen Investitionsfazilitét durchgefihrt, bei der
gepruft wurde, inwieweit die geplante Fazilitdt den in der Haushaltsordnung
enthaltenen Anforderungen fur die Finanzinstrumente entspricht. Die Empfehlungen
dieser Bewertung werden bel der Verwaltung der afrikanischen Investitionsfazilitéat
berlicksichtigt und werden auch fir die EU-Investitionsplattform fir Afrika
mal3geblich sein.

Die Ergebnisse der Ex-ante-Bewertung zeigen, dass die Art, das Ausmal3 und die
Schwerpunkte der Herausforderungen, mit denen Afrika konfrontiert ist (z. B.
Urbanisierung, Verschlechterung des Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen,
Erndhrungsunsicherheit, Armut, Auswirkungen des Klimawandels), die Ziele der
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Entwicklungszusammenarbeit der EU und der Partnerléander (z. B. nachhaltige und
inklusive  Entwicklung sowie Wachstum, Integration des Kontinents,
Armutsbekdmpfung, Klimawandel) und die Notwendigkeit der Mobilisierung
zusétzlicher finanzieller Mittel einen neuen flexiblen Finanzierungsrahmen
erforderlich machen. Sofern sie diese Ergebnisse bertcksichtigt und dem
zusétzlichen Ziel, die Migrationsursachen zu bekampfen, gerecht wird, kann die
Investitionsplattform fur Afrika (AIP) einen Mehrwert in Bereichen bieten, die
Afrika vor entscheidende Herausforderungen stellen. Die AIP wird durch ein breites
Spektrum von Unterstiitzungsmodalitéten, die an die landerspezifischen Risiken und
die jewelligen Projekte und Sektoren angepasst werden, zu inklusivem Wachstum
und zur Verwirklichung der Ziele fur nachhaltige Entwicklung beitragen und auf
diese Weise einige der eigentlichen Migrationsursachen angehen.

Zum aktuellen Portfolio und zur Projekt-Pipeline der  afrikanischen
Investitionsfazilitdt gehoren Projekte, die einen Beitrag zur Bekampfung der
Migrationsursachen leisten. Die Schaffung von Arbeitspldizen ist der
Hauptschwerpunkt von Projekten zur Unterstiitzung des Finanzsektors sowie von
Kleinst-, Klein- und mittleren Unternehmen (KKMU) durch lokale Banken oder
spezielle Treuhandfonds und auch von Projekten zur Unterstitzung der
Landwirtschaft und der Entwicklung des landlichen Raums (einschl. landliches
Wegenetz und Elektrifizierung). Beschaftigungsmdglichkeiten kdnnen jedoch auch
durch spezifische Infrastrukturprojekte in den Bereichen (erneuerbare) Energie oder
generell im Verkehrssektor (d. h. nicht nur durch den Ausbau des landlichen
Wegenetzes, sondern auch durch Bau und Instandsetzung von Straf3en und Héfen)
geschaffen werden. Die Schaffung von Arbeitspléatzen und die Verringerung der
Armut zdhlen zu den Ergebnissen einiger Energieprojekte, die im Jahresbericht tber
den AITF aufgefihrt sind.

Die Analyse des AITF-Portfolios und der Projekt-Pipeline der afrikanischen
Investitionsfazilitét zeigt, dass die Mischfinanzierungsmechanismen zu dem Ziel
beitragen, durch die Mobiliserung von Mitteln der as Partner beteiligten
Finanzinstitutionen die Migrationsursachen zu bekdmpfen. Die Analyse der 150
Projekte der derzeitigen Projektpipeline der afrikanischen Investitionsfazilitét ergibt,
dass mdglicherweise bis zu 30 % der Projekte einen Beitrag zur Bekémpfung der
Migrationsursachen leisten konnten. Bei einigen Projekten sind die Schaffung von
Arbeitsplatzen und die Unterstitzung von KKMU die Hauptziele. Der Gberwiegende
Teil der Projekte soll jedoch die soziodkonomische Entwicklung und die Resilienz
fordern, wobei als Nebeneffekt auch hier in einigen Félen die Schaffung von
Arbeitspldtzen und die Verringerung der Armut erwartet werden. Von den 23
Landern, die im Rahmen des EFSD als forderfahig gelten, sind 18 Lénder in der
derzeitigen Projektpipeline der afrikanischen Investitionsfazilitét fir die Regionen
Sahel zone/ T schadseebecken und Horn von Afrika vertreten.

In der 2015 durchgefuihrten Uberpriifung der Européischen Nachbarschaftspolitik
wurde bekréftigt, dass die wirtschaftliche und soziae Entwicklung im Mittel punkt
des Beitrags der EU zur Stabilisierung der Nachbarschaftsregion und zum Aufbau
von Partnerschaften stehen sollte. Der Uberprifung zufolge sollte die EU ihre
Zusammenarbeit mit den internationalen Finanzinstitutionen und einschl&gigen
internationalen Organisationen im Hinblick auf Initiativen zur Entwicklung des
Privatsektors und Initiativen, die zur Forderung von inklusvem Wachstum und
Beschéftigung und zur Verbesserung der Lebensbedingungen der Birger beitragen,
intensivieren. Dartber hinaus sollten sowohl Mal3nahmen zur Stérkung der
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1.54.

Partnerschaften mit dem Privatsektor als auch die Nutzung innovativer Ansétze, wie
z.B. der Kombination von Zuschiissen und Darlehen als wichtigem Mittel zur
Mobilisierung zusétzlicher Ressourcen und zur Steigerung der Wirkung der EU-
Hilfe, geférdert werden. Gefordert wurde auch, den Schwerpunkt auf die
Qualifizierung und auf die Schaffung von Beschaftigungsmdglichkeiten
insbesondere flr junge Frauen und Méanner zu legen.

Eine neue Evaluierung der Mischfinanzierungsfazilitéten wird derzeit durchgefihrt;
der Abschlussbericht sollte bis Ende 2016 vorliegen.

Vereinbarkeit mit anderen  Finanzierungsinstrumenten sowie  mdgliche
Synergieeffekte

Wie in der Mitteilung vom 7. Juni 2016 Uber einen neuen Partnerschaftsrahmen fir
die Zusammenarbeit mit Drittlandern im Kontext der  Europdischen
Migrationsagenda angekindigt, schlagt die Kommission eine ehrgeizige EU-
Investitionsoffensive fur Drittlander vor, um so die Migrationsursachen zu
bekampfen.

Vorgeschlagen wird ein neuer strategischer Rahmen mit einer neuen Leitungsstruktur
und einer zentralen Anlaufstelle fir den Einsatz einer Reihe innovativer
Finanzierungsinstrumente, um Mittel des Privatsektors einzubeziehen (Crowding-in).
Auf diese Weise sollen durch die Forderung von Investitionen zunachst in Afrika
und in der Europaischen Nachbarschaft die Migrationsursachen bekampft werden.
Der Rahmen baut auf der bestehenden Architektur der EU-Finanzierungsinstrumente
und -Mittel auf.

Das Hauptziel des EFSD wird die Bereitstellung eines integrierten Finanzpakets zur
Finanzierung von Investitionen in Regionen auf3erhalb der EU sein, um Wachstum
und Beschaftigungsmoglichkeiten zu schaffen, die Zusétzlichkeit zu maximieren,
innovative Produkte zu liefern und die Einbeziehung von Mitteln des Privatsektors
(Crowding-in) zu ermdglichen. Hierflr werden aus dem EEF und dem EU-Haushalt
bis 2020 3,35 Mrd. Mrd. EUR bereitgestellt (davon zunéchst 0,75 Mrd. EUR fir den
Garantiefonds), und es wird erwartet, dass der EFSD zu Investitionen von bis zu
44 Mrd. EUR fuhren wird.

Von den 3,35 Mrd. EUR werden 2,6 Mrd. EUR durch die Neuausrichtung
bestehender Mischfinanzierungsinstrumente verfiigbar gemacht. Der vorliegenden
Vorschlag fur eine Verordnung schliefdt die Einrichtung eines EFDS-Garantiefonds
ein, fur den 350 Mio. EUR aus dem EU-Haushalt und 400 Mio. EUR aus dem EEF
bereitgestellt werden sollen. Kernstiick der neuen Investitionsinitiative ist der EFSD,
der den Ubergreifenden Rahmen bildet und sich auf drei Saulen stiitzt: einen neuen
Investitionsfonds (Saule 1), technische Hilfe (Saule 2), um lokale Behérden und
Unternehmen dabel zu unterstiitzen, eine hdhere Anzahl an nachhaltigen Projekten
zu entwickeln und Investoren anzuziehen, sowie eine Rehe spezifischer
thematischer, nationdler und regionaler Programme fir die EU-
Entwicklungszusammenarbeit in Verbindung mit einem strukturierten politischen
Dialog mit dem Ziel der Verbesserung des Investitionsklimas und des
allgemeinen politischen Umfeldsin den betreffenden L andern (Saule 3).

Diese drel Saulen erganzen einander und ermdglichen ein  umfassenden,
koordinierten Ansatz.

Der EFSD wird die bestehenden, neu ausgerichteten Mischfinanzierungsfazilitéten
und eine neue Garantie umfassen, die Uber eine Reihe innovativer Instrumente die
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1.6.

1.7.

Einbeziehung von Mitteln des Privatsektors (Crowding-in) ermdglicht, wie etwa
Garantien zur Absicherung spezifischer Risiken bei Infrastrukturprojekten. Die
regionale Investitionsplattformen werden bestehende Mischfinanzierungsinstrumente
miteinander kombinieren, als zentrale Anlaufstelle fir die Annahme von
Finanzierungsvorschlagen von Finanzinstitutionen und 6ffentlichen oder privaten
Investoren dienen und ein breites Spektrum an finanzieller Unterstitzung fir
forderfahige Investitionen bieten.

Durch die Mdglichkeit, gemeinsame europaische Vorhaben zu verwirklichen, bei
denen bilaterale und EU-Zuschisse mit Darlehen ausgewahlter Finanzinstitutionen
kombiniert werden, wird die AIP zu groRerer Kohdrenz und einer besseren
Koordinierung zwischen den Gebern fihren, was den Grundsdtzen der Pariser
Erklérung und der EU-Haushatsordnung entspricht. Die EU-Anstrengungen werden
durch Ressourcen der Mitgliedstaaten verstéarkt werden, was die européische
Dimension der auswartigen Zusammenarbeit starken und die Sichtbarkeit der EU
erh6hen wird.

Laufzeit der MalRnahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen
X Vorschlag/Initiative mit befristeter L aufzeit
— X Laufzeit: zundchst 2017 bis 2020

— XFinanzielle Auswirkungen: 2017-2020 nach Mal3gabe der Unterzeichnung von
Vereinbarungen mit den forderfahigen Partnerei nrichtungen.
Die maximale Laufzeit der EFSD-Garantievereinbarungen, innerhalb derer ein
Vertrag zwischen der forderfahigen Partnereinrichtung und dem Beglnstigten
oder dem Finanzintermediar unterzeichnet werden kann, betrégt vier Jahre.

L1 Vorschlag/Initiative mit unbefristeter Laufzeit

— Voraussichtliche Anlaufphase:

— anschliefend regulére Umsetzung.

Vorgeschlagene M ethode(n) der Mittelverwaltung®

X Direkte Verwaltung durch die Kommission (in Bezug auf die Verwaltung des
EFSD-Garantiefonds)

— X durch ihre Dienststellen, einschliefdlich ihres Personals in den Delegationen der
Union

— [ durch Exekutivagenturen
L] Geteilte Verwaltung mit Mitgliedstaaten

X Indirekte Verwaltung durch Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben an: (in
Bezug auf die durch die EFSD-Garantie abgesicherten Fazilitéten):

— X international e Organisationen oder deren Agenturen;
— X die EIB und den Européischen Investitionsfonds,
— X offentlich-rechtliche K érperschaften;

0" Erlauterungen zu den Methoden der Mittelverwaltung und Verweise auf die Haushaltsordnung enthalt die
Website BudgWeb (in franzosischer und englischer Sprache):

https://myintracomm.ec.europa.eu/budgweb/EN/man/budgmanag/Pages/budgmanag.aspx
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— X privatrechtliche Einrichtungen enes Mitgliedstaats, die ausreichende
Finanzsicherheiten bieten, in Abweichung von Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe ¢
Ziffer vii der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012;

— X privatrechtliche Einrichtungen enes Partnerlands, die ausreichende
Finanzsicherheiten bieten, in Abweichung von Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe ¢
Ziffer vii der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012;

— X privatrechtliche Einrichtungen, die im 6ffentlichen Auftrag tétig werden, sofern
sie ausreichende Finanzsicherheiten bieten;

— [ Personen, die mit der Durchfihrung bestimmter Mal3nahmen im Bereich der
GASP im Rahmen des TitelsV EUV betraut und in dem mal3geblichen
Basisrechtsakt benannt sind.

— Falls mehrere Methoden der Mittelverwaltung angegeben werden, ist dies unter ,, Bemerkungen* ndher zu
erlautern.

Bemerkungen

Die Ausstattung und die Verwaltung des EFSD-Garantiefonds werden direkt von der
Kommission abgewickelt, wéhrend die von der Garantie abgedeckten Finanzinstrumente im
Wege der indirekten Mittelverwaltung ausgefiihrt werden.

VERWALTUNGSMASSNAHMEN
Monitoring und Berichterstattung

Bitte geben Se an, wie oft und unter welchen Bedingungen diese Téatigkeiten erfolgen.

Die Kommission legt dem Européischen Parlament und dem Rat jéhrlich einen
Bericht Uber die durch die EFSD-Garantie abgedeckten Finanzierungen und
Investitionen vor. Dieser Bericht wird verdffentlicht. Er enthdt folgende Elemente:

(@) ene Beurtellung der laufenden, durch die EFSD-Garantie abgedeckten
Finanzierungen und Investitionen auf Ebene der einzelnen Sektoren, Lénder und
Regionen und ihrer Konformitét mit dieser Verordnung, insbesondere mit dem
Kriterium der Bekdmpfung der Migrationsursachen und der Unterstiitzung der
soziodkonomischen Entwicklung mit Blick auf die Ziele der nachhaltigen
Entwicklung, einschliefdlich einer Bewertung der Aufteilung der Finanzierungen
zwischen den in Artikel 3 genannten allgemeinen Zielen;

(b)eine Beurteilung des Mehrwerts, der Mobilisierung von Mitteln des Privatsektors
sowie der geschatzten sowie der tatsachlichen Ergebnisse sowie der Effekte und
Auswirkungen der durch die EFSD-Garantie abgedeckten Finanzierungen und
Investitionen in aggregierter Form, einschliefdlich der Auswirkungen auf die
Schaffung von Arbeitsplé&tzen,

(c) ene Bewertung, inwieweit die unter diese Verordnung fallenden
Finanzierungen einen Beitrag zur Verwirklichung der algemeinen Ziele nach
Artikel 3 leisten;

(d) eine Beurteilung der Frage, inwiewelt die Voraussetzungen fir den Einsatz der
EFSD-Garantie und die fir jeden eingereichten Vorschlag festgelegten zentralen
L eistungsindikatoren eingehalten wurden,

(e) ene Beurtellung der mit den durch die EFSD-Garantie abgedeckten
Finanzierungen erzielten Hebelwirkung,
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(f) die Nennung des finanziellen Betrags, der an die Beglinstigten weitergegeben
wurde, und eine Beurtellung der Finanzierungen und Investitionen jeder
forderfahigen Partnereinrichtung in aggregierter Form,

(9 eine Beurteilung des Mehrwerts der Finanzierungen und Investitionen der
forderfahigen Partnereinrichtungen sowie der mit diesen Mal3nahmen verbundenen
aggregierten Risiken,

(h) ausfihrliche Informationen zu Inanspruchnahmen der EFSD-Garantie,
Verlusten, Ertrdgen, eingezogenen Betrdgen und sonstigen eingegangenen
Zahlungen,

(i) von einem unabhéngigen externen Prufer geprifte Finanzberichte Uber die
Finanzierungen und Investitionen der forderfahigen Partnereinrichtungen.

2. Fur die Zwecke der Rechnungslegung der Kommission, ihrer Berichterstattung
Uber die im Rahmen der EFSD-Garantie abgedeckten Risiken und der von ihr
sichergestellten Verwaltung des EFSD-Garantiefonds legen die forderfahigen
Partnereinrichtungen, mit denen eine Garantievereinbarung geschlossen wurde, der
Kommission und dem Rechnungshof von einem unabhangigen externen Prifer
geprufte jahrliche Finanzberichte Uber die unter diese Verordnung fallenden
Finanzierungen und Investitionen vor, die unter anderem Angaben Uber Folgendes
enthalten:

(@ ene Riskobewertung der unter diese Verordnung fallenden Finanzierungen
und Investitionen der forderfahigen Partnereinrichtungen, einschliefdich Angaben
Uber die Verbindlichkeiten der EU, bewertet im Einklang mit den vom
Rechnungsfuhrer der Kommission auf der Grundlage der international anerkannten
Rechnungslegungsstandards  fir  den  offentlichen  Sektor  eingefihrten
Rechnungslegungsvorschriften,

(b) die ausstehenden finanziellen Verpflichtungen der Union aus der EFSD-
Garantie fur die forderfahigen Partnereinrichtungen und ihre unter diese Verordnung
fallenden Finanzierungen und Investitionen, aufgeschlisselt nach einzelnen
Mal3nahmen.

Die forderfahigen Partnereinrichtungen Ubermitteln der Kommission auf
Anforderung alle zusétzlichen Informationen, die die Kommission benétigt, um ihren
Verpflichtungen aus dieser Verordnung nachzukommen.

3. Die Kommission Ubermittelt dem Européischen Parlament, dem Rat und dem
Rechnungshof bis 31. M&az jedes Jahres im Rahmen des Jahresabschlusses der
Kommission die erforderlichen Angaben zur Lage des EFSD-Garantiefonds.
Zusétzlich Ubermittelt sie bis 31. Mai jedes Jahres dem Europaischen Parlament, dem
Rat und dem Rechnungshof einen jahrlichen Bericht Uber die Verwaltung des EFSD-
Garantiefonds im vorangegangenen Kalenderjahr, einschliefdlich einer Bewertung der
Angemessenheit der Ausstattung und der Hohe des Garantiefonds und der Frage, ob
seine Wiederauffullung erforderlich ist. Der Jahresbericht enthét die Darstellung der
Finanzlage des EFSD-Garantiefonds zum Ende des vorangegangenen
Kalenderjahres, der Finanzstrome wahrend des vorangegangenen Kalenderjahres und
der bedeutenden Transaktionen sowie alle einschlagigen Informationen Uber die
Finanzkonten. Der Bericht enthdt auf3erdem Informationen Uber die
Haushaltsfihrung, die Leistung und die Risiken des Garantiefonds zum Ende des
vorangegangenen Kalenderjahres.
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2.2.
2.2.1.

2.2.2.

2.2.3.

4. Bis zum 31. Dezember 2019 bewertet die Kommission das Funktionieren des
EFSD. Die Kommission Ubermittelt ihren Bewertungsbericht dem Europaischen
Parlament und dem Rat.

5. Bis zum 30. Juni 2020 und anschlief3end alle drei Jahre bewertet die Kommission
den Einsatz des EFSD-Garantiefonds. Die Kommission Ubermittelt ihren
Bewertungsbericht dem Europdischen Parlament und dem Rat. Diesem
Bewertungsbericht wird eine Stellungnahme des Rechnungshofs beigefigt.

6. Bis zum 30. Juni 2020 legt die Kommission dem Européi schen Parlament und dem
Rat einen Bericht vor, der eine unabhéngige Bewertung der Anwendung dieser
Verordnung enthdt. Die Kommission Ubermittelt diesen Bericht unverziglich in dem
Fall, dass die genehmigten Finanzierungen und Investitionen den verfligbaren Betrag
der EFSD-Garantie vor dem 30. Juni 2020 in vollem Umfang aufzehren.

Verwaltungs- und Kontrollsysteme
Ermittelte Risiken

Das Risiko fur den EU-Haushalt ergibt sich aus der Haushaltsgarantie, die die Union
der forderfahigen Partnereinrichtung fur ihre Finanzierungen in Drittlandern gewahrt.
Die Garantie bietet eine umfassende Absicherung (bis zu dem nachstehend
aufgefihrten  Hochstbetrag) fur ale Zahlungen, die die foérderféhige
Partnereinrichtung nicht erhélt.

Die EU-Garantieist auf 1 500 000 000 EUR begrenzt.

Der die Haushaltsgarantie fur die Darlehen der forderféhigen Partnereinrichtung
betreffende Haushaltseintrag (,p.m.“) wird nur im Fale einer effektiven
Inanspruchnahme der Garantie durch die forderféhige Partnereinrichtung aktiviert,
die nicht in vollem Umfang durch den Garantiefonds gedeckt werden kann (fur den
mindestens 750 000 000 EUR zur Verfligung stehen). Die Ausstattungsquote von
50 % beruht auf friheren Erfahrungen mit Garantiemechanismen (einschliefdich
Erstverlustgarantien), die von forderfahigen Partnereinrichtungen verwaltet wurden.
Es wurden nie mehr als 50% der bereitgestellten Mittel abgerufen. Die
Ausstattungsquote ist vergleichsweise hoher als bei einigen internen Instrumenten,
da das riskantere Investitionsumfeld in den Partnerlandern berticksichtigt werden
muss.

Angaben zum Aufbau des Systems der internen Kontrolle

Die Kommission ist fur die Verwatung der EU-Garantie zustandig. Die
Finanzierungen im Rahmen der vorliegenden Verordnung werden im Einklang mit
den Standardverfahrensvorschriften der forderfahigen Partnereinrichtung und den
Grundsdtzen  solider  Bankpraktiken  durchgefihrt. Die  forderfahige
Partnereinrichtung und die Kommission schlief3en eine Vereinbarung, in der die
Bestimmungen und Verfahren fur die Durchfihrung der vorliegenden Verordnung
im Einzelnen festgel egt werden. Siehe auch vorstehenden Abschnitt ,, Monitoring und
Berichterstattung®.

Abschétzung der Kosten und des Nutzens der Kontrollen sowie Bewertung des
voraussichtlichen Fehlerrisikos

entfallt
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2.3.

3.1

Pravention von Betrug und Unregelméafiigkeiten

Bitte geben Se an, welche Praventions- und Schutzmal3nahmen vorhanden oder vorgesehen sind.

1. Sobald die Kommission bei Vorbereitung, Durchfiihrung oder Abschluss einer
Finanzierung oder Investition, die unter diese Verordnung fallt — gleich in welchem
Stadium —, einen begrindeten Verdacht auf Betrug, Korruption, Geldwéasche oder
sonstige rechtswidrige Handlungen hat, die die finanziellen Interessen der Union
beeintrachtigen konnten, unterrichtet sie umgehend OLAF und stellt diesem die
notwendigen Informationen zur Verfligung.

2. Zum Schutz der finanziellen Interessen der Union kann OLAF gemél den
Bestimmungen und Verfahren der Verordnung (EU, Euratom) Nr.883/2013 des
Europédischen Parlaments und des Rates (15), der Verordnung (Euratom, EG)
Nr. 2185/96 des Rates (16) und der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 (17) des
Rates Untersuchungen, einschlieRlich Kontrollen und Uberprifungen vor Ort,
durchfthren, um festzustellen, ob im Zusammenhang mit Finanzierungen oder
Investitionen, die unter diese Verordnung fallen, Betrug, Korruption, Geldwasche
oder sonstige rechtswidrige Handlungen vorliegen, die die finanziellen Interessen der
Union beeintréchtigen. OLAF kann die im Laufe seiner Untersuchungen erlangten
Informationen den zustdndigen Behtrden der betroffenen Mitgliedstaaten
Ubermitteln.

Werden solche rechtswidrigen Handlungen nachgewiesen, so unternehmen die
forderfahigen Partnereinrichtungen Einziehungsbemihungen in Bezug auf ihre unter
diese Verordnung fallenden Finanzierungen und Investitionen, die von derartigen
Handlungen betroffen sind.

GESCHATZTE FINANZIELLE
VORSCHLAGS/DER INITIATIVE

Betroffene Rubrik(en) des mehrjahrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
¢ Neu zu schaffende Haushaltslinien

In der Reihenfolge der Rubriken des mehrjahrigen Finanzrahmens und der
Haushaltslinien

AUSWIRKUNGEN DES

Art der

Haushaltdlinie Ausgaben

Beitrag

Rubrik des
mehrjahrigen
Finanzrahmens

Nummer
04 Rubrik Europain der Welt

GM/NGM

von
EFTA-
Landern

von
Kandidaten
landern

von
Drittstaaten

nach Artikel 21
Absatz 2
Buchstabe b der
Haushalts-
ordnung

03 07 Garantie der Europaischen Union fiir
den Europédischen Fonds fir nachhaltige

Entwicklung (EFSD)

NGM

NEIN

NEIN

NEIN

NEIN

01 03 08 — Ausstattung des EFSD-

Garantiefonds

NGM

DE
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3.2. Geschatzte Auswirkungen auf die Ausgaben

3.2.1. Ubersicht
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Rubrik des mehrjahrigen

) Nummer | Rubrik 4 Europain der Welt
Finanzrahmens

Bei 1anger andauernden
GD: XX Jafv | Jahr o Jahr AN | A uswirkungen (siehe 1.6) bitte | INSGESAMT
2017* | 2018 | 2019 | 2020 weitere Spalten einfligen
* Operative Mittel
01 03 07 Garantie der Européischen | Verpflichtungen | (1) pm pm pm pm pm pm pm pm
Union fir den Européischen Fonds fiir pm pm pm pm pm pm pm
nachhaltige Entwicklung Zahlungen @) om
01 03 08 — Ausstattung des EFSD- | Verpflichtungen | (1a) | 275000 | 25000 | 25000 | 25,000 pm pm pm 350,000
Garantiefonds 275,000 | 25,000 | 25,000 | 25,000 pm pm pm
Zahlungen (2a) 350,000
Aus der Dotation bestimmter operativer Programme finanzierte
Verwal tungsausgaben™
- 3 0 0 0 0 0 0 0 0
. ~1+1a 275,000 | 25,000 | 25,000 | 25,000
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen | ™, 350,000

4L Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des Vorschlags/der | nitiative begonnen wird.
2 Technische und/oder administrative Unterstiitzung und Ausgaben zur Unterstiitzung der Umsetzung von Programmen bzw. Manahmen der EU (vormalige BA-Linien),
indirekte Forschung, direkte Forschung.
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flr dieGD XX —os2a | 275,000 | 25,000 | 25,000 | 25,000 pm pm pm
Zahlungen s 350,000
. . Verpflichtungen @
* Operative Mittel INSGESAMT
Zahlungen 5
* Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme ©
finanzierte Verwaltungsausgaben INSGESAMT
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen | =4+6 275,000 | 25,000 | 25,000 | 25,000 pm pm pm 350,000
unter RUBRIK <4>
275,000 | 25,000 | 25,000 25,00 m m m
des mehrjahrigen Finanzrahmens Zahlungen =5+6 P . : 350,000
Wenn der Vorschlag/die I nitiative mehrere Rubriken betrifft:
. . Verpflichtungen 4
* Operative Mittel INSGESAMT
Zahlungen 5
* Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme ©
finanzierte Verwaltungsausgaben INSGESAMT
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen | =4+6
unter den RUBRIKEN 1 bis4

des mehrjahrigen Finanzrahmens Zahlungen 56
(Referenzbetrag)
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Rubrik des mehrjahrigen y
Finanzrahmens 5 » Verwaltungsausgaben
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Bel langer andauernden
;82; ﬁrs ﬁg 2"326 Auswirkungen (Sehe 1.6) | INSGESAMT
bitte weitere Spalten einfligen
GD: XX
3,264
* Personalausgaben (0,134* 16+ 3,264 3,264 3,264 13,056
0,07*16)
* Sonstige V erwaltungsausgaben 0,5 0,5 0,5 0,5 2,000
INSGESAMT fir DG XX Mittel 3,764 3,764 3,764 3,764 15,056

Mittel INSGESAMT
unter der RUBRIK 5
des mehrjdhrigen Finanzrahmens

(Verpflichtungen insges.

43
= Zahlungen insges.) 3,764 3,764 3,764 3,764 15,056

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Bel langer andauernden
;82; ﬁ; ﬁg 2"326 Auswirkungen (sehe 1.6) | INSGESAMT
bitte weitere Spalten einfligen
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen 278,764 28,764 28,764 | 28,746 365,056
unter den RUBRIKEN 1 bis5
des mehrjahrigen Finanzrahmens Zahlungen 278,764 28,764 28,764 | 28,764 365,056

43 Zur Unterstiitzung der politischen Verbindungsarbeit wird ein Vertragsbediensteter aus dem Haushalt des Europaischen Auswartigen Dienstes (EAD) finanziert.
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3.2.2.

— [ Fur den Vorschlag/die Initiative werden keine operativen Mittel benttigt.

Geschéatzte Auswirkungen auf die operativen Mittel

— X Fur den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden operativen Mittel bendtigt:

4 Ergebnisse sind gelieferte Produkte und erbrachte Dienstleistungen (z. B.: Anzahl der gefrderten Studentenaustausche, gebaute Stralenkilometer...).

DE
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Mittel fir Verpflichtungen in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Jahr Jahr Jahr Jahr Bei 1anger andauernden Auswirkungen
. N N+1 N+2 N+3 (siehe 1.6) bitte weitere Spalten einfiigen INSGESAMT
Zieleund
Ergebnisse ERGEBNI SSE
angeben
4 | Durchs| = = = = = = =
Iy AT chnittsk ﬁ Kosten ﬁ Kosten ﬁ Kosten ﬁ Kosten ﬁ Kosten ﬁ Kosten ﬁ aaEn | CEERUE ) CEs
c c c c c c c Zahl kosten
osten | < < < < < < <
EINELZIEL
- Ergebnis 275,000 25,000 25,000 25,000 350,000
- Ergebnis
- Ergebnis
Zwischensumme fr Einzelziel Nr. 1
GESAMTKOSTEN 275,000 25,000 25,000 25,000 350,000
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3.2.3. Geschatzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
3.2.3.1. Zusammenfassung
— [ Fur den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel benttigt.
— X Fur den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel
bendtigt:
— Verwaltungsausgaben in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Jahr Jahr Jahr Jahr Bei langer andauernden Auswirkungen
2017 % 2018 2019 2020 (siche 1.6) bitte weitere Spalten einfigen | | oo AMT
RUBRIK 5
desmehrjahrigen
Finanzrahmens
Personal ausgaben 3,264 3,264 3,264 3,264 13,056
Sonstige
Verwaltungsausgaben 05 0,5 05 0.5 2,000
Zwischensumme
e BRI S 3,764 3,764 3,764 3,764 15,056
es mehrjahrigen
Finanzrahmens
AuRerhalb der RUBRIK
546
desmehrjahrigen
Finanzrahmens
Personal ausgaben
Sonstige
Verwaltungsausgaben
Zwischensumme
AuRerhalb der RUBRIK
5
desmehrjahrigen
Finanzrahmens
INSGESAMT 3,764 3,764 3,764 3,764 15,056

Der Mittelbedarf fir Personal und sonstige Verwaltungsausgaben wird durch der Verwaltung der Mal3nahme zugeordnete
Mittel der GD gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusétzliche Mittel, die der fir die Verwatung der MalRnahme zustandigen
GD nach Mal3gabe der verfiigbaren Mittel im Rahmen der jahrlichen Mittel zuwei sung zugeteilt werden.

4 DasJahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des Vorschlags/der I nitiative begonnen wird.
% Technische und/oder administrative Unterstiitzung und Ausgaben zur Unterstiitzung der Umsetzung von

Programmen bzw. Mal3nahmen der EU (vormalige BA-Linien), indirekte Forschung, direkte Forschung.
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3.2.3.2. Geschétzter Personal bedarf
— [ Fdr den Vorschlag/die Initiative wird kein Personal benétigt.

— X Fur den Vorschlag/die Initiative wird das folgende Personal benttigt:

Schétzung in Voll zeitaquival enten

Jahr
2017

Jahr
2018

Jahr 2019

Jahr
2020

Bei lénger andauernden
Auswirkungen (siehe
1.6) bitte weitere
Spalten einfugen

* |m Stellenplan vor gesehene Planstellen (Beamte und Bedienstet

eauf Zeit)

XX 010101 (am Sitz und in den Vertretungen der
Kommission)

16

16

16

16

XX 0101 02 (in den Delegationen)

XX 01 05 01 (indirekte Forschung)

10 01 05 01 (direkte Forschung)

Externes Personal (in Vollzeitaquivalenten: VZA)*

XX 010201 (VB, ANSund LAK der Globaldotation
der Zentrale®)

16

16

16

16

XX 010202 (VB, OB, ANS, LAK und JSD in den
Delegationen)

- am Sitz
XX 0104jj %

- in den Delegationen

XX (VB, ANSund LAK der indirekten Forschung)

1001 0502 (VB, ANSund LAK der direkten
Forschung)

Sonstige Haushaltdlinien (bitte angeben)

INSGESAMT

32

32

32

32

XX steht fir den jeweiligen Politikbereich bzw. Haushaltstitel.

Der Personalbedarf wird durch Personal der fir die Verwaltung zustdndigen GD gedeckt. Hinzu kommen etwaige
zusétzliche Mittel, die der fir die Verwaltung zusténdigen GD nach Mal3gabe der verfiigbaren Mittel im Rahmen
der jahrlichen Mittel zuwei sung zugeteilt werden.

Beschreibung der auszufihrenden Aufgaben:

Beamte und Zeitbedienstete

Operative und finanzielle Verwaltung des Europdischen Fonds fir nachhaltige
Entwicklung, Kommunikation und Sichtbarkeit

Externes Persona

Operative und finanzielle Verwatung des Europdischen Fonds fir nachhaltige
Entwicklung, Kommunikation und Sichtbarkeit

47 VB = Vertragsbedienstete, OB = Ortliche Bedienstete ANS = Abgeordnete nationale Sachverstandige, LAK
= Leiharbeitskréfte, JSD = junge Sachverstandige in Delegationen.

48

Ein Tell des Bedarfs an externem Persona wird entsprechend dem Anteil an den fir die Mal3nahme

umgeschichteten operativen Mitteln durch interne Umschichtung von externem Personal gedeckt, das aus der
Haushaltdinie fir administrative Unterstiitzung des ENI/des EEF finanziert wird.

49" Teilobergrenze fiir aus operativen Mitteln finanziertes externes Personal (vormalige BA-Linien).
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3.24.

3.25.

Vereinbarkeit mit dem mehrjahrigen Finanzrahmen

— [ Der Vorschlag/Die Initiative ist mit dem mehrjahrigen Finanzrahmen
vereinbar.

— X Der Vorschlag/Die Initiative erfordert eine Anpassung der betreffenden Rubrik
des mehrjahrigen Finanzrahmens.

Bitte erléutern Sie die erforderliche Anpassung unter Angabe der betreffenden Haushaltdinien und der
entsprechenden Betrége.

Das Européische Nachbarschaftsinstrument (Kapitel 22.04) wird mit einem Betrag
von 100 Mio. EUR an Mitteln fur Verpflichtungen und an Mitteln fir Zahlungen (25
Mio. EUR jahrlich im Zeitraum 2017-2020) wie in Abschnitt 3.2.1 dargelegt zur
Ausstattung des EFDS-Garantiefonds beitragen.

— X Der Vorschlag/Die Initiative erfordert eine Inanspruchnahme des im
mehrjdhrigen Finanzrahmen vorgesehenen Spielraums fir unvorhergesehene
Ausgaben.

Die Kommission beabsichtigt, den Spielraum fir unvorhergesehene Ausgaben nach Artikel 13 der
Verordnung 1311/2013 zu nutzen, um im Jahr 2017 250 Mio. EUR zur Verfligung zu stellen.

Finanzierungsbeteiligung Dritter
— Der Vorschlag/Die Initiative sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor.

— X Der Vorschlag/die Initiative sieht folgende Kofinanzierung vor:
Mittel in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Bel langer andauernden

andere

beitragsleistende pm
Parteien nach 2.1

Jahr Jahr Jahr Jahr ; X :
2017 2018 2019 2020 Ausw! rkungen (si ehg 1:§) bitte | Insgesamt
weitere Spalten einfligen
Geldgeber/kofinanzierende
Einrichtung  Européischer | 150,000 | 150,000 50,000 | 50,000 pm pm pm 400,000
Entwicklungsfonds
EU-Mitgliedstaaten und pm pm pm pm pm pm pm

Kofinanzierung
INSGESAMT

150,000 | 150,000 50,000 | 50,000 pm pm pm 400,000
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3.3. Geschatzte Auswirkungen auf die Einnahmen
— [ Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich nicht auf die Einnahmen aus.
— [ Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich auf die Einnahmen aus, und zwar:
- 0 auf die Eigenmittel
- X auf die sonstigen Einnahmen
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Auswirkungen des Vorschlags/der Initiative™

Fir das laufende o
Haushaltsjahr zur Bei langer

Verfiigung s | Jahr | Jahr | dahr andauernden

stehendeMittel | 2017 | 2018 | 2019 | 2020 | Auswirkungen(siehe
1.6) bitte weitere

Spalten einfligen

Einnahmenlinie:

Neuer Artikel 635 Beitragge zum
Europdischen Fonds fir nachhaltige
Entwicklung (EFSD) — Zweckgebundene
Einnahmen

Neue Haushaltdinie 6350 EEF-Beitrége pm 150,000 | 150,000 | 50,000 | 50,000
zum EFSD

Neue Haushaltslinie 6351 Beitrage der pm pm pm pm pm
Mitgliedstaaten, einschliefdlich  ihrer
staatlichen Einrichtungen, sowie Beitrége
von Stellen oder natirlichen Personen
zum Européischen Fonds fur nachhaltige
Entwicklung

Neue Haushaltslinie 6352 Beitrége von pm pm
Drittlandern, einschliefflich ihrer
staatlichen Einrichtungen, sowie Beitrage
von Stellen oder natrlichen Personen
zum Européischen Fonds fur nachhaltige
Entwicklung

pm pm pm

Neue Haushaltslinie 6353 Beitrége von pm pm pm pm pm
internationalen  Organisationen  zum
Européischen Fonds fur nachhaltige
Entwicklung

Neue Haushaltslinie 836 EU-Garantie fur pm pm pm pm pm
den Européischen Fonds fur nachhaltige
Entwicklung

Bitte geben Sie fir die sonstigen zweckgebundenen Einnahmen die einschlégigen
Ausgabenlinien an.

01 03 07 Garantie der Européischen Union fur den Europdischen Fonds fur
nachhaltige Entwicklung (EFSD)

01 03 08 Ausstattung des EFSD-Garantiefonds

Bitte geben Sie an, wie die Auswirkungen auf die Einnahmen berechnet werden.

Der EEF-Beitrag beruht auf einer ersten Schéatzung der moglichen Entwicklung der
neuen EFSD-Garantie.

% Bei den traditionellen Eigenmitteln (Zolle, Zuckerabgaben) sind die Betrége netto, d. h. abziiglich 25 % fir
Erhebungskosten, anzugeben.

DE 43

DE



DE

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	• Gründe und Ziele des Vorschlags
	• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich
	• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit) und Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
	• Wahl des Instruments

	3. KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND EINHOLUNG VON FACHWISSEN
	• Konsultation der Interessenträger
	• Einholung und Nutzung von Fachwissen
	• Grundrechte

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. WEITERE ANGABEN
	• Durchführungspläne sowie Überwachungs-, Bewertungs- und Berichterstattungsmodalitäten
	• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags

	RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2. Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur
	1.3. Art des Vorschlags/der Initiative
	1.4. Ziel(e)
	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.6. Laufzeit der Maßnahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung

	2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN
	2.1. Monitoring und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem
	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
	3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.1. Übersicht
	3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjährigen Finanzrahmen
	3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

	3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen

	1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2. Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur
	1.3. Art des Vorschlags/der Initiative
	1.4. Ziel(e)
	1.4.1. Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjährige strategische Ziele der Kommission
	1.4.2. Einzelziel(e) und ABM/ABB-Tätigkeit(en)
	1.4.3. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen
	1.4.4. Leistungs- und Erfolgsindikatoren

	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.5.1. Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf
	1.5.2. Mehrwert aufgrund des Tätigwerdens der EU
	1.5.3. Aus früheren ähnlichen Maßnahmen gewonnene Erkenntnisse
	1.5.4. Vereinbarkeit mit anderen Finanzierungsinstrumenten sowie mögliche Synergieeffekte

	1.6. Laufzeit der Maßnahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung

	2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN
	2.1. Monitoring und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsysteme
	2.2.1. Ermittelte Risiken
	2.2.2. Angaben zum Aufbau des Systems der internen Kontrolle
	2.2.3. Abschätzung der Kosten und des Nutzens der Kontrollen sowie Bewertung des voraussichtlichen Fehlerrisikos

	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
	3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.1. Übersicht
	3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.3.1. Zusammenfassung
	3.2.3.2. Geschätzter Personalbedarf

	3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjährigen Finanzrahmen
	3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

	3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen


